
   

editorial 

 

Der schwelende Konflikt zwischen Israel und den USA 

einerseits und dem Iran andererseits läßt die Region des 

Mittleren Ostens nicht zur Ruhe kommen. 

 

Die EU strebt, um nicht „Spielball“ der Großmächte zu 

werden, gezielt Freihandelsabkommen mit anderen Staa-

ten an: So mit den sogenannten Mercosur-Ländern vor 

ein paar Tagen, nun auch mit Indien seit ein paar Stun-

den. 

 

Was diese globalistische Offensive, die nun antiamerika-

nische Züge trägt, den einzelnen EU-Staaten und dem 

europäischen Binnenmarkt noch abverlangen wird, wird 

die Zukunft zeigen. 

 

Martina Kempf    Herbert Karl 
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VAdM – Kurier 

72. Ausgabe: Januar 2026 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

72. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

Januar 2026 

 

Verleych unns frieden gnedigklich 

 

Verleych unns frieden gnedigklich, 
Herr Gott, zu unsern zeyten, 
Es ist doch hie kain ander nicht 
der für uns künde streytten, 
on dich, unser Gott, allayne. 
Wann der du hailgen mut und rath, 
auch rechte werck erschaffen thust, 
Gib uns das hertz auß deiner gut 
an deinem hailgen wort allain 
mit festem glauben hangen thu. 
Und das wir alle gsündigt han, 
das wölst du unns nitt messen zu, 
Sonder nach deiner barmhertzigkait 
den zorn von uns wenden, 
umb Jesus Christus willen. 
Das bitt wir alle sampt zu gleych, 
auff das wir zu unser zeyt 
Durch deinen schutz unnd milte hand 
vor feynden still unnd sicher 
in deinem loben leben thun. 
 
Jakob Dachser: „Form und ordnung Gaystlicher Gesang 
und Psalmen“ 1531 

Wer Handel miteinander treibt, schießt nicht aufeinander. 

Helmut Schmidt 

(siehe: Beitrag: „1973: Energiewende nach Osten“/ S. 6) 
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Aktualität 

Zuständigkeit für Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ 

Inneres/Antwort 

Berlin: (hib/STO) Mit dem Übergang der Aufgaben für die Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa vom Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) auf das Bundesinnenministerium ist letzteres laut Bundesregierung 

seit dem 1. November 2025 auch für die Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ zuständig und nimmt die Verantwortung 

für diese Einrichtung wahr. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (21/3639) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen (21/3383) weiter ausführt, wird Erinnerungskultur mit Ausnahme des Themenfeldes Kulturpflege der Vertriebe-

nen und deutschen Minderheiten auch weiterhin federführend von BKM verantwortet. In allen gemeinsam betreffenden Fragen 

erfolge ein enger Austausch zwischen den Ressorts. 

Antwort [ . . . ] 

 

1. Wie sind die Verantwortlichkeiten zwischen BMI und BKM in Bezug auf die Stiftung Flucht, Vertrei-

bung, Versöhnung als unselbstständige Stiftung unter der Trägerschaft der Stiftung Deutsches Historisches 

Museum verteilt? 

 

Das Bundesministerium des Innern (BMI) ist seit 1. November 2025 mit Übergang der Aufgaben für die 

Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa vom Beauftragten der Bundesregierung für Kul-

tur und Medien (BKM) auf BMI für die Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ (SFVV) zuständig und 

nimmt die Verantwortung für diese Einrichtung wahr. Fragen, die beide Einrichtungen betreffen, werden in 

enger Zusammenarbeit geklärt. BMI und BKM sind in den jeweiligen Stiftungsräten der beiden Einrichtun-

gen vertreten. 

 

2. Wie wirkt sich die Aufteilung der Zuständigkeit auf die interne Organisation der Stiftung Flucht, Vertrei-

bung, Versöhnung aus? 

 

Auswirkungen auf die interne Organisation der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung bestehen nicht. 

 

3. Wann erfolgte die letzte Wahl des Stiftungsrates der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung, und wer 

hat aktuell den Vorsitz im Stiftungsrat inne? 

 

Die Wahl der Stiftungsratsmitglieder erfolgte zuletzt am 18. September 2025 durch den Deutschen Bundes-

tag. Den Vorsitz im Stiftungsrat hat Frau Ministerialdirigentin Maria Bering (BKM) inne, stellvertretende 

Amtschefin des BKM. 

 

4. Plant die Bundesregierung, die im Wahlprogramm der Union angekündigte Neugestaltung der Dauer-

ausstellung der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung weiterzuverfolgen? 

 

Die Weiterentwicklung der Dauerausstellung ist eine ständige Aufgabe musealer Einrichtungen. Seit der 

Eröffnung 2021 wurde auch die Dauerausstellung der SFVV in Abstimmung mit dem Stiftungsrat verän-

dert und weiterentwickelt. 

 

5. Wie wirkt sich die Abgabe des Themenfeldes Kulturpflege der Vertriebenen und deutschen Minderheiten 

vom BKM, der in erster Linie für die Erinnerungspolitik und auch für die Gedenkstättenkonzeption des 

Bundes verantwortlich ist, an das BMI auf das Gesamtkonzept der deutschen Erinnerungskultur aus? 

 

Mit Ausnahme des Themenfeldes Kulturpflege der Vertriebenen und deutschen Minderheiten wird Erinne-

rungskultur auch weiterhin federführend von BKM verantwortet. In allen gemeinsam betreffenden Fragen 

erfolgt ein enger Austausch zwischen den Ressorts. 
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Javier Milei über die Rettung des Westens mit römischem Recht und christlichen Werten 

Ein Staatschef, der beim WEF die Rückbesinnung auf griechische Philosophie und christliche Werte 

einfordert? Argentiniens Präsident Javier Milei überraschte in Davos. 

Veröffentlicht am: 22. Januar 2026 

Davos. Argentiniens Präsident Javier Milei lieferte in seiner Rede beim Weltwirtschaftsforum in Davos eine recht brauchbare 

Betriebsanleitung für die Regierungen aller westlichen Demokratien: Der aktuelle Auftritt des Staatschefs war bereits seine 

dritte Rede als Präsident beim Weltwirtschaftsforum und unterschied sich deutlich von seinen beiden vorherigen, die vor allem 

durch scharfe Abrechnungen mit Sozialismus und sogenannter „Woke-Ideologie“ geprägt waren. Dieses Mal präsentierte Ja-
vier Milei (55) auch eine Botschaft, die er selbst als „gute Nachricht“ für den Westen verstand. 

Im Zentrum seiner Ansprache stand ein kulturphilosophischer Appell: Um aus der aktuellen Krise herauszufinden, müsse der 

Westen zu seinen geistigen und moralischen Grundlagen zurückkehren. Milei nannte dabei explizit die griechische Philosophie, 

das römische Recht sowie die jüdisch-christlichen Werte als tragende Säulen der westlichen Zivilisation. 

Die Grundlagen für Freiheit und Wohlstand 

Diese seien, so der Präsident, nicht nur historisches Erbe, sondern unverzichtbare Grundlage für Freiheit, Wohlstand und ge-

sellschaftliche Stabilität. 

Gleich zu Beginn erklärte Milei provokant: „Machiavelli ist tot.“ Damit wandte er sich gegen die aus seiner Sicht weitverbreite-

te Vorstellung, politische Effizienz müsse zwangsläufig im Widerspruch zu Moral und Gerechtigkeit stehen. Dieses Denken ha-

be über Jahre die öffentliche Politik verzerrt. Milei widersprach entschieden: Effizienz und Fairness seien keine Gegensätze, 

sondern zwei Seiten derselben Medaille. Was gerecht sei, könne auf Dauer nicht ineffizient sein – und umgekehrt. Ein 

"Freihandel-Kapitalismus" sei das einzig faire System. 

Besonders eindringlich warnte der argentinische Präsident allerdings vor den Folgen eines Werteverlustes. Wenn ethische und 

moralische Grundlagen beiseitegeschoben würden, entstünden nicht nur ungerechte politische Entscheidungen, sondern lang-

fristig auch wirtschaftlicher Niedergang und gesellschaftlicher Zerfall. Dies könne, so Milei, im Extremfall sogar die westliche 

Zivilisation selbst gefährden. 

Venezuela als abschreckendes Beispiel 

Wie schon in früheren Reden sparte Milei nicht mit Kritik am Sozialismus. Er erinnerte an die „katastrophalen Ergebnisse“ so-

zialistischer Politik im 20. Jahrhundert und nannte Venezuela als abschreckendes Beispiel. Dort habe der wirtschaftliche Zu-

sammenbruch nicht nur zu einem massiven Einbruch des Bruttoinlandsprodukts geführt, sondern auch zur Etablierung einer 

gewalttätigen Drogen-Diktatur mit Auswirkungen auf den gesamten Kontinent. 

Neu war jedoch der optimistische Tonfall: Anders als 2024 und 2025 sehe er nun Anzeichen für ein Umdenken. Die Welt begin-

ne aufzuwachen, so Milei, und verwies insbesondere auf die Vereinigten Staaten, wo er eine „Wiedergeburt der Ideen der Frei-

heit“ beobachte. Die Vereinigten Staaten würden künftig als Leuchtturm fungieren und den gesamten Westen erneut inspirie-

ren. 

Milei nutzte die Rede in Davos auch, um die Erfolge seiner eigenen Regierung hervorzuheben. Er verwies auf den Abbau eines 

massiven Haushaltsdefizits, den drastischen Rückgang der Inflation von dreistelligen Werten auf rund 30 Prozent sowie eine 

deutliche Reduktion der Armutsquote. Diese Fortschritte seien nicht trotz, sondern wegen einer Politik erzielt worden, die sich 

an klaren ethischen Prinzipien orientiere. 

Tausende Reformen durch den Deregulierungsminister 

Besonderes Gewicht legte Milei auf die Rolle seines Deregulierungsministeriums unter Federico Sturzenegger, das unzählige 

Reformen umgesetzt habe. Diese Maßnahmen hätten den Staat verschlankt und die wirtschaftliche Dynamik Argentiniens neu 

entfacht. Auf Englisch faßte Milei dies pointiert zusammen: „Make Argentina Great Again.“ Österreich hat ein ähnliches Dere-

gulierungsstaatssekretariat, allerdings mit etwas weniger Erfolgen. 

Zum Abschluß griff der Präsident auf ein religiöses Bild zurück: Javier Milei zitierte aus der jüdischen Tora, konkret aus der Pa-

rascha Bo, in der Moses dem Pharao entgegentritt. Der Pharao stehe symbolisch für einen unterdrückenden Staat, der Freiheit 

verweigere – mit verheerenden Folgen. Die Parallele zur Gegenwart sei offensichtlich, so Milei: Gesellschaften, die Freiheit 

ablehnen, steuerten unweigerlich auf den Niedergang zu. 

Quelle: https://statement.at/1128552/javier-milei-uber-die-rettung-des-westens-mit-romischem-recht-und-christlichen-werten  
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Die „Banater Sahara“ 

Teil 3 

 

Ernsthafte Versuche, die Sandmassen der Banater Sahara mittels Kultur, im Sinne von Bodenverbesserung gab es; eine der be-

deutendsten wurde von Bachhofen Edler von Echt in den Jahren 1822 bis 1842 unternommen. 

 

Der Befehl Erzherzogs Karls (siehe: erste Folge) blieb nicht ohne Konsequenzen: Zwischen 1808 und 1812 wurde das Sandge-

biet neu vermessen und kartiert, denn die 

„Karte des Banates, welche Eugen von Savoyen und Graf Mercy 1724 aufnehmen liessen, verzeichnet die jetzigen Dör-

fer Del ib lat und Dubovaz  als nur theilweise bevölkert, Mramovak als ganz verödet; Karlsdorf  und die bedeuten-

de Stadt Weisski rch  existirt noch gar nicht“ (Wessely, S. 233, Anm. 1). 

Bachofen entwarf 1815 seinen ersten „eingehenden Bewaldungsplan;“ dieser betraf einen ärarische Sandfläche von 70.660 

Joch und „die offene in steter Ausbreitung begriffene Wüste 29.196 Joche. Bachofen zeigte, dass die Flüchtigwerdung des 

Sandes hauptsächlich von der barbarischen Behandlung dieser Böden herrühre“ (Wessely, S. 234). 

 

So wurden nicht nur Holz geschlagen, sondern auch Stöcke und Wurzeln ausgegraben; das Vieh fraß und vertrat die wenigen 

Grasnarben. Zudem wurde das Reisig und die Gräser oft angezündet. Zitat Bachofen: 

„»Einschränkung der Weide und des Summachmähens wäre also eine Bedingung, ohne Hinzufügung der Bewaldung, 

ohne Hinzufügung der Bewaldung jedoch nicht mächtig genug zur baldigen Bannung des Uebels« (S. 234). 

Der Plan sah vor, das betroffen Land in sechs Bindungsparzellen einzuteilen, diese im Lauf von 5 bis 15 Jahren gleichzeitig mit 

Pappelstecklingen und Sumach (Anacardiaceae, einige Arten mit Cachey-Kernen) zu bepflanzen. Die Vorschläge Bachofens 

wurden der Wiener 

„Landwirthschafts-Gesellschaft und einzelnen als Fachkapazitäten geltenden Männern zur Begutachtung übergeben. 

Die Aeusserungen dieser Herren gereichten dem Unternehmen insofern zum Vortheile, als sie mithalfen, den Bacho-

fen’schen Vorschlägen die wohlverdiente Beachtung zu verschaffen“ (Wessely, S. 234). 

So lag auch das Gutachten des pflanzenkundigen Dr. Rochel, der 1815 das Banat und die Sandwüste bereist hatte (Bild: Buch-

auszug) und später in seinem Werk Plantae Banatus rariores behandelte, vor. Der Vorsitzende der „Landwirthschafts-

Gesellschaft“ Dr. Ritter von Heintl schreibt: 

„Es seien vor Allem die Ränder der Sandschollen dicht zu be-

pflanzen und so in ihrer zeitlichen Ausdehnung zu begrenzen, 

wodurch dem Vordringen des Flugsandes Schranken gesetzt 

und die Möglichkeit herbeigeführt würde, die so eingefassten 

Stellen des beruhigten Sandes allmälig aufzuforsten und das 

Ziel um so gewisser zu erreichen, wenn zugleich auch bei 

Palanka die Herstellung des Waldes gelungen«“ (Wessely, S. 

234). 

Wessel kann allerdings die Voten [Gutachten] dieser Männer „nicht 

als fruchtbar bezeichnen;“ er wirft ihnen vor, der Wüste „Natur“ 

nicht genügend Rechnung getragen zu haben, was mit der Untersu-
chung des erwähnten Dr. Rochel im Widerspruch steht. Weiter kriti-

siert er Heintl, der sich „der falschen Idee, der Sand werde durch den 

Wind nicht getrieben, sondern vielmehr hoch und weit durch die Luft 

getragen; er glaubte ferner, ein am Wüstenanfange bestehender 

Wald könne den Sturm gewissermassen erstiken etc.“ Weiterhin la-

stet er die spätere Entscheidungen, den offenen Sand mit Föhren 

aufzuforsten, die Birke zu versuchen, den Sumach nicht zu verwen-
den und meeresdünentaugliche Grasarten zu verwenden, diesem 

Votum an. Dies sei, so Wessely (S. 235) weiter, auch dem damaligen 

Stand der „Forstkunde“ zu schulden. 

 

Fortsetzung auf S. 5 
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Fortsetzung von S. 4 

 

Der überarbeitete Plan Bachofens 1817, in den die Gutachten und Befehle einflossen, wurde ein Jahr später von keinem Gerin-

geren als Kaiser Franz I. genehmigt. Allerdings sollte mit Probeversuchen begonnen werden. Der kaiserliche Befehl lautete 

„ausdrüklich »Es sei zu trachten, nebst den vom Walddirektor Bachofen angetragenen Pflanzungen auch mit Eicheln, 

Birken und Schwarzföhren zu besäen«, wenn auch mit dem Beisatze, »wo dies den Lokalumständen angemessen ist.« – 

In der hofkriegsräthliche Mittheilung wurden dann auch Versuche mit Arundo arenaria, Carex arenaria und Elymus 

arenarius angeordnet“ (Wessely, S. 235). 

Die Beschäftigung des Hofkriegsrats mit der Angelegenheit Banater Sandwüste kam nicht von ungefähr, diese lag in unmittel-

barer Grenznähe: Serbien, vorher teils befreit, wurde erst 1813 erneut dem Osmanischen Reich wieder integriert. 

 

Der Istzustand des Gebiets: Von 70.660 Joch  

„waren 30.000 Joch offene Wüste, in welcher mehr weniger beraste oder bebuschte Stellen nur als kleine unbedeuten-

de Oasen zerstreut erschienen. Das übrige, wohlberaste Land, in welchem nur ausnahmsweise offen Schollen vorka-

men, war in sogenannte Prädien abgetheilt, die an die benachbarten Gemeinden verpachtet, als Viehweide, dann auch 

zum Gras- und Sumachmähen benützt wurden. Das Vieh beschuhte auch jene kleinen Oasen, welche in dem offenen 

Sande, und die Schollen, die in den Prädien lagen. Die Sumachbenutzung, heute vermöge der geänderten gewerblichen 

Verhältnissen kaum der Rede werth, war damals eine sehr geschäzte und bedeutsame Nuzung“ (Wessely S. 235f.). 

In den ersten drei Jahren wurde nicht die offene Wüste, sondern deren Ränder teils mit Schwarz-, Weiß- oder Zitterpappeln 

und Weiden bepflanzt, das Pflanzenmaterial stammte von den nahgelegenen Donauinseln. Die Besorgung der sonst noch vor-

geschriebenen Birken- und Kiefernsetzlingen gestaltete sich aufwendiger. Die Birke versagte fast vollkommen, die Kiefern ge-

diehen nur mäßig, dagegen gediehen Pappeln „und zumal die nigra ganz wohl,“ so daß man diese auch in den offenen Sand 

verpflanzte (Wessely, S. 236). 

 

1822 wurden die bepflanzten Flächen mit der schwarzen, der kanadischen und der Pyramidenpappel ausgedehnt: Jährlich soll-

ten so 413 Joch und so in 60 Jahren so die ganze Wüste bepflanzt werden. 1832 schrieb eine kaiserliche Order die Sandbindung 

in 14 Jahren zu beenden; Bachofen erarbeitete entsprechend eine »Sandbindungs-Instrukzion« im gleichen Jahr. Unter seiner 

Leitung, aber mit aktivem Beistand der zivilen und militärischen Autoritäten gedieh das Projekt: So wurden fast 9.000 Joch, 

durchschnittlich 400 pro Jahr bepflanzt; die Kosten sollen in den ersten drei Jahren bei 130 Gulden pro Joch gelegen haben, 

später konnte die Kosten pro Joch auf 30 Gulden gesenkt werden (Wessely, S. 237). 

 

Versuche zeigten, daß man in den 1830ern durch Bepflanzungen mit Setzlingen der Weißföhre und der Schwarzkiefer am be-

sten fuhr.  

 

Die zwei Jahrzehnten des Bachofenschen Wirkens zeigten, daß es wohl gelungen ist, 

„die große Wüste von N nach SO mit einem ausgiebigen Saume von durch Grasland so ziemlich verbundenen Wald-

streifen zu umgeben und einzelne in den Grasprädien aufgetauchte Schollen ganz oder theilweise zu begrünen; aber im 

Kerne der Steppe, wo die Schollen sich im grossen Zusammenhange aufthürmen und eine förmliche, in Europa einzig 

dastehende Wüste herstellen, ist es doch nur bei wenig entscheidenden Anfängen geblieben“ (Wessely, S. 241). 

Vernachlässigung und falsche Pflege, Übernutzung sowie Verwüstungen unter der Revolution von 1848/49 verstärkten die Un-

bilden der Natur noch, so daß die Sandbindung in der Banater Sahara eine Sisyphosaufgabe für die nachfolgenden Jahrzehnte 

verblieb. 

 

Literatur 

Josef Wessely: Der Europäische Flugsand und seine Kultur. Besprochen im Hinblicke auf Ungarn und die Banater Wüste insbe-

sondere, Wien 1873 (https://books.google.de/books?id=U55gdMBpGLoC). 

 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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1973: Energiewende nach Osten 

Im Herbst 1973, mitten im Kalten Krieg, strömte erstmals sowje-

tisches Gas in die Bundesrepublik. Es war der Beginn einer wun-

derbaren Freundschaft. 

 

Rücksichtslos setzt der russische Monopolist Gazprom seine Prei-

se durch. Abhängigen Staaten wird im Konfliktfall der Hahn zuge-

dreht – wie 2009 der Ukraine. Zu Recht gilt das Geschäft mit dem 

Gas als politische Waffe des Kreml. Daß Deutschland ein Drittel 

seines Erdgases aus Rußland bezieht, ist daher vielen kaum ver-

ständlich und unheimlich. 

Vor 40 Jahren hingegen bot sich ein anderes Bild: Im Oktober 

1973 erreichte das erste sowjetische Gas per Pipeline die Bundes-
republik. Konflikte fürchtete man nicht. Im Gegenteil, man hoffte, 

sie zu überwinden: Die Pipelines zwischen Ost und West verban-

den zwei einstige Todfeinde und förderten den Handel in Zeiten 

des Kalten Krieges. Dabei ersetzte die Energie-Diplomatie immer 

wieder die politische, unterstützte sie oder ging ihr gar voraus – 

und festigte so dauerhaft die deutsch-russischen Beziehungen. 

Bereits Ende der fünfziger Jahre verhandelten Unternehmen wie der Essener Krupp-Konzern unter seinem Chefmanager Bert-
hold Beitz mit Moskau über den Verkauf von Röhren. Lediglich ein NATO-Embargo, das die USA 1962 durchsetzten, verhinderte 

den Ausbau dieser Geschäfte. In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre bot die Sowjetunion dann Österreich, Italien, Frank-

reich und schließlich auch der Bundesrepublik große Energielieferungen an. Beide Seiten profitierten: Sowjetisches Öl und Gas 

waren für den Westen billig. Moskau bekam im Gegenzug dringend benötigte Devisen. 

Willy Brandt (SPD), seit 1966 Außenminister, waren diese privatwirtschaftlichen Verträge nur willkommen. Er sah in ihnen gar 

eine Basis für deutsch-sowjetische Abkommen: Eine gewisse Abhängigkeit von sowjetischem Gas galt als Vertrauensbeweis. 

Das Auswärtige Amt hielt bereits 1969 einen Anteil von 20 Prozent sowjetischen Gases für vertretbar. 

Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU) hingegen blieb skeptisch – was die CSU nicht hinderte, ihrerseits mit den Sowjets 

anzubandeln. Bayern lag fern von Ölhäfen und Kohlegruben. Gas erschien hier als die Energie der Zukunft. Bayerns langjähriger 

Wirtschaftsminister Otto Schedl begann schon Ende der sechziger Jahre Gespräche mit Moskau, um über die Tschechoslowakei 

Gas für Bayern zu bekommen. 

Als Brandt 1969 Bundeskanzler wurde, gewann die Verständigung an Fahrt. Bereits Anfang 1970 wurde, für einen Zeitraum von 
20 Jahren, die Lieferung von jährlich drei Milliarden Kubikmeter Erdgas an die Essener Ruhrgas AG vereinbart. Zudem einigte 

man sich darauf, daß die Düsseldorfer Stahlkonzerne Mannesmann und Thyssen Röhren im Wert von 1,2 Milliarden Mark lie-

fern, um 2000 Kilometer Pipeline zu bauen. Vorbild war Österreich: Dessen konservative Regierung hatte bereits 1968, nur 

wenige Tage nach dem sowjetischen Einmarsch in Prag, als erstes westliches Land eine sowjetische Gasleitung eröffnet. 

Fünf Jahre später war es auch in der Bundesrepublik so weit. Die Russen sind da, betitelte im Oktober 1973 die ZEIT einen Be-

richt über die ersten Gaslieferungen. Kremlchef Leonid Breschnew sah in der deutsch-sowjetischen Pipeline den Garanten für 

eine langfristige Zusammenarbeit – für 30, ja für 50 Jahre. Daß sie sogar das Ende der Sowjetunion überdauern würde, ahnte er 

nicht. 

Die Zusammenarbeit beschränkte sich dabei nicht aufs Gas: 1974 bot die Sowjetunion sogar an, vier Kernkraftwerke zu bauen, 

die Strom nach West-Berlin und in die Bundesrepublik liefern sollten. Das Projekt scheiterte. Aber das Erdgas-Röhrengeschäft 

wuchs mit weiteren Verträgen, die Öllieferungen verdreifachten sich bis 1973, und auch der Import von angereichertem Uran 

aus dem Osten stieg. Zeitgleich bezogen andere EG-Mitglieder wie Frankreich und Italien ebenfalls sowjetisches Gas. 

Die Embargo-Politik der USA 

Der Sowjetunion brachte dies die nötigen Devisen ein, um westliche Hightechprodukte zu kaufen – unter anderem, um in Sibi-

rien weitere Gasfelder zu erschließen. Im Westen rieb man sich die Hände, weil man dank des Gases aus dem Osten nicht mehr 
von den arabischen Ölländern abhängig war. Schon der kurze Ölboykott infolge des Sechstagekrieges 1967 hatte Spannungen 

ausgelöst. Sechs Jahre später, nach dem Jom-Kippur-Krieg, drosselten die OPEC-Staaten die Fördermenge, um den Westen un-

ter Druck zu setzen. Die Preise stiegen rasant, eine weltweite Krise war die Folge. 

 

Fortsetzung auf S. 7 

RÜCKBLICK 
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Fortsetzung von S. 6 

Wie stabil die Energiegeschäfte mit der Sowjetunion waren, zeigte sich zu Beginn der achtziger Jahre: Der NATO-

Doppelbeschluß und der sowjetische Einmarsch in Afghanistan leiteten Ende 1979 eine neue frostige Phase zwischen Ost und 
West ein. Die USA verschärften ihre Embargo-Politik und boykottierten 1980 die olympischen Spiele in Moskau. Die deutsch-

sowjetische Energie-Diplomatie hingegen litt nicht unter diesem „Zweiten Kalten Krieg“. Kurz nach dem Afghanistan-Einmarsch 

reiste eine bundesrepublikanische Wirtschaftsdelegation nach Moskau, um mit Unterstützung von Kanzler Helmut Schmidt 

(SPD) das bis dato größte Energiegeschäft auszuhandeln: eine Verdopplung der sowjetischen Gasimporte auf 30 Prozent des 

Gesamtverbrauchs. Denn eine erneute Ölkrise, ausgelöst durch die iranische Revolution von 1979, hatte den Bedarf nach so-

wjetischem Gas noch weiter steigen lassen. 

Auch jenseits des Energiemarkts schloß man nun allerlei Großgeschäfte in Moskau ab, etwa zum Bau von Flughäfen und Walz-

werken. Nicht zuletzt importierte die Bundesrepublik weiterhin angereichertes Uran und exportierte Bauteile für sowjetische 

Kernreaktoren. 

Konflikte mit den USA scheute man nicht. Hartnäckig versuchten die Amerikaner, ihre Verbündeten und besonders die Deut-
schen von ihren Geschäften abzuhalten, und warnten vor einer Abhängigkeit von der Sowjetunion. Ende 1981 schließlich, 

nachdem die Machthaber in Polen das Kriegsrecht verhängt hatten, um jede demokratische Veränderung zu unterbinden, ver-

kündete US-Präsident Ronald Reagan neue Sanktionen gegen die UdSSR. Kurz zuvor hatten die USA ihren westlichen Partnern 

Vorschläge für eine amerikanisch-europäische Energie-Kooperation unterbreitet. Frankreichs Präsident François Mitterrand 

aber entgegnete nur kühl, erst wenn die Amerikaner zu gleichen Preisen wie die Russen Gas lieferten, würde ihn das Angebot 

interessieren. 

Die Regierung in Bonn versuchte, die amerikanischen Bedenken zu entkräften. Nur 30 Prozent des Bedarfs würden mit sowjeti-
schem Gas gedeckt. Damit kämen nur rund sechs Prozent des Primärenergie-Imports aus der UdSSR. Tatsächlich war der Anteil 

etwas höher – wenn man das Uran für die Atomwirtschaft und das russische Öl mitzählte. Außerdem, erklärte man den Ameri-

kanern, beliefere die deutsch-sowjetische Pipeline auch einige westliche Nachbarländer. So sei eine gezielte Sanktion gegen die 

Bundesrepublik unmöglich. 

Intern allerdings sah man die wachsende Abhängigkeit durchaus als Problem an. Doch nur im Fall eines sowjetischen Ein-

marschs in Polen sollte das neue Geschäft platzen. Nach außen pries die Bundesregierung die energiepolitische Zusammenar-

beit sogar als friedenserhaltende Maßnahme. Kanzler Schmidt betonte in Anspielung auf den Einmarsch in Afghanistan, man 
müsse der Sowjetunion helfen, „auf ihrem eigenen Territorium Energiequellen zu erschließen, damit ihr Appetit auf fremde 

gezügelt wird“. Zudem gelte, wie er gegenüber US-Präsident Jimmy Carter äußerte: „Wer Handel miteinander treibt, schießt 

nicht aufeinander.“ 

Die Sowjetunion setzte trotz allerlei technischer Probleme schon bei ihrer ersten Lieferung alles daran, Termine und Mengen 

einzuhalten, um Vertrauen aufzubauen. Auch bei späteren Verträgen erwies sie sich als zuverlässiger Partner. Den Preis dafür 

zahlten die Teilrepubliken und sozialistischen „Bruderländer“. So gelang schon 1973 die pünktliche Lieferung nur, weil Gas aus 

der Ukraine statt aus Sibirien in die Leitungen eingespeist wurde. 

Immer wieder mußten Länder wie die Ukraine und Weißrußland schmerzhafte Verknappungen hinnehmen, um den devisen-
trächtigen Export zu gewährleisten. Dies verschärfte sich noch, als Ende 1973 die Ölpreise stiegen: Die Warschauer-Pakt-

Staaten waren von billiger sowjetischer Energie abhängig – für den „großen Bruder“ kein gerade einträgliches Geschäft, zumal 

der Westexport gewaltige Gewinne versprach. Und so erhöhte der Kreml die Energiepreise von 1974 an auch für seine östli-

chen „Partner“. In vielen sozialistischen Ländern verschlechterte dies die ohnehin miserable Wirtschaftslage. 

Die Ölkrise von 1979 hatte noch dramatischere Folgen. 1982 reduzierte man in Moskau die Lieferung an die Vasallenstaaten 

um zehn Prozent, um den Westhandel auszubauen. Für diese war das nicht nur ökonomisch fatal. Erich Honecker ließ Bresch-

new angeblich die Frage übermitteln, warum er „wegen zwei Millionen Tonnen Erdöl die Existenz der DDR aufs Spiel setzen 
wolle“. Die Frage war nicht unberechtigt, denn der intensive Energiehandel zwischen Ost und West förderte zumindest indirekt 

den Zusammenbruch des Kommunismus‘ in den Ostblockstaaten. 

Als Mitte der achtziger Jahre die Energiepreise wieder sanken, schlug die Entwicklung auch auf die UdSSR zurück: Ihr drohte 

eine wichtige Devisenquelle zu versiegen. 1990 spielte sie ihre Energiemacht dann noch einmal unerbittlich aus. Als Litauen 

seine Unabhängigkeit erklärte, drosselte die Sowjetunion sofort die Energieversorgung. Auch Estland und die Ukraine wurden 

auf diese Weise eingeschüchtert. Die „Freundschafts“- und „Bruderschafts“-Pipelines, wie sie einst getauft wurden, hatten sich 

in Krakenarme verwandelt. 

Es gibt derzeit viele Gründe, Wladimir Putins Politik und die russischen Energiegeschäfte zu kritisieren. Noch mehr Gründe gab 

es hierfür zu Zeiten Breschnews. Doch die ökonomischen Interessen machten bereits das kommunistische Rußland zu einem 

verläßlichen Partner und überbrückten selbst dramatische politische Krisen. Für den Westen dürfte dies auch in Zukunft gelten. 

Die finanzschwachen abhängigen Nachbarländer Rußlands aber werden es schwer haben, sich zu behaupten – wie schon im 

Kalten Krieg. 

 

Quelle: https://www.zeit.de/2013/42/1973-gas-pipeline-sowjetunion-gazprom/komplettansicht 
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Presseschau 
Bauernproteste an Autobahnen gegen EU-Handelsabkommen 

Veröffentlicht am 08.01.2026 

Traktoren rollen an Autobahn-Auffahrten, Paris erlebt erneut Bau-

ern-Blockaden: Warum der Streit um das Mercosur-Abkommen nicht 

abebbt. 

Landwirte protestieren in mehreren Bundesländern an Autobahn-

Anschlußstellen gegen das geplante Freihandelsabkommen der EU mit 

vier südamerikanischen Mercosur-Staaten. Sie befürchten unverhält-

nismäßige Konkurrenz durch günstige Importe aus Südamerika. 

Auch in Frankreich gibt es erneut Proteste gegen das geplante EU-

Handelsabkommen. Trotz des Einsatzes zahlreicher Polizeikräfte, die 

protestierenden Landwirten den Weg ins Zentrum von Paris versperren sollten, ist es rund 20 Landwirten mit ihren Traktoren 

gelungen, zum Eiffelturm, dem Arc de Triomphe, und der Nationalversammlung vorzudringen. (Landwirte befürchten unver-

hältnismäßige Konkurrenz durch günstige Importe aus Südamerika.Quelle: Philip Dulian/dpa) 

Weitere Landwirte protestieren mit ihren schweren Fahrzeugen vor den Toren der Stadt und hatten zeitweise eine Richtung 

Zentrum führende Autobahn blockiert. Die Bauern protestieren auch dagegen, daß nach Ausbrüchen der Rinderkrankheit Lum-

py Skin Disease ganze Tierbestände getötet werden. [ . . . ] 

Ausnahmen für Düngemittel in Aussicht 

Frankreich ist schon länger gegen das Handelsabkommen. Die EU-Kommission hatte zuletzt Zugeständnisse vorgeschlagen. So 

soll nach Willen der Brüsseler Behörde schneller als bislang vorgeschlagen mehr Geld für Landwirte abgerufen werden können. 

Außerdem stellte die Kommission am Mittwochabend unter anderem eine zeitlich begrenzte Aussetzung von Zöllen auf be-

stimmte Düngemittel wie Ammoniak oder Harnstoffe in Aussicht. So könnten Kosten ausgeglichen werden, die seit Jahresan-

fang durch den sogenannten CO2-Grenzausgleichsmechanismus CBAM für Importeure entstehen. Der Mechanismus soll ver-

hindern, daß günstige, aber klimaschädlich hergestellte Produkte auf dem europäischen Markt klimafreundliche Konkurrenz 

verdrängen. Frankreichs Präsident Emmanuel Macron begrüßte die Ankündigung. 

Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, kritisierte den aktuellen Vorschlag der EU-Kommission, den 

landwirtschaftlichen Betrieben entgegenzukommen: «Die Defizite des Landwirtschaftskapitels im Mercosur-Abkommen lassen 

sich weder durch Schutzklauseln noch über den EU-Haushalt kaschieren. Der Vorschlag der EU-Kommission bringt kein zusätzli-

ches Geld, sondern lediglich einen freiwilligen Vorgriff auf dringend benötigte EU-Mittel für die Gemeinsame Agrarpolitik. Wir 

brauchen echte Entlastungen – keine Placebos!» 

Länder wie Deutschland und Spanien unterstützen das Mercosur-Abkommen. Sollte auch Italien zustimmen, könnte die Verein-

barung ohne Frankreich verabschiedet werden. 

Italiens Landwirtschaftsminister Lollobrigida zuversichtlich 

Italiens Landwirtschaftsminister Francesco Lollobrigida zeigte sich angesichts der Verhandlungen zum Mercosur-Abkommen 

zuversichtlich. «Es fehlt noch die letzte Meile», sagte er der italienischen Wirtschaftszeitung «Il Sole 24 Ore». Allerdings beste-

he noch Klärungsbedarf bei den Schutzklauseln für Agrarprodukte. «Eine Einigung über die Schutzklauseln fehlt noch.» 

Im Fall eines schädlichen Anstiegs der Einfuhren aus den Mercosur-Staaten oder eines übermäßigen Preisverfalls für die EU-

Erzeuger sollen mit diesen Schutzklauseln rasch Gegenmaßnahmen in Gang gesetzt werden können. Bisher ist eine Schwelle 

von acht Prozent vorgesehen, bei der eine Untersuchung eingeleitet wird. «Wir wollen, daß diese Schwelle von acht Prozent 

auf fünf Prozent gesenkt wird», sagte Lollobrigida. «Und wir glauben, daß die Voraussetzungen bestehen, auch dieses Ergebnis 

zu erreichen.» 

Die Verhandlungen für den Deal mit Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay hatten bereits 1999 begonnen. Bolivien ist 

seit einiger Zeit auch Mercosur-Mitglied, wird vorerst aber nicht beim Abkommen dabei sein. 

 

Quelle: https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/wirtschaft_nt/article695f81b24d1d5f581eeaf92d/bauernproteste-

an-autobahnen-gegen-eu-handelsabkommen.html 



 9 

Geschichte kontrovers 

 

Die Weltwirtschaftskrise 1929 in 

Ostpreußen 

Teil 3 

 

Auch wenn, wie erwähnt, die Indu-

strie in Ostpreußen eine untergeord-

nete Rolle spielte, soll hier ein kurzer 

Überblick über deren Entwicklung in 

der „großen Krise“ (Richter) gegeben 

werden. 

 

Im Königsberger Führer durch die 

Wirtschaft (1928) werden die für die 

Hauptstadt wichtigsten Industrie-

branchen genannt: Sägeindustrie, 

Holzverarbeitende Industrie, Zell-

stoffindustrie, Mühlenindustrie, Eisenverarbeitende, Bau- und Textilindustrie sowie Nahrungsmittelindustrie und Chemische 

Industrie. 

 

Daß Holzverarbeitung und Sägeindustrie am Anfang der Aufzählung stehen, hängt unmittelbar mit dem Hoch- und Tiefbau, 

aber auch mit dem Bezug von Hölzern aus Polen über den Bahnverkehr nach Prostken zusammen. Das hochwertige Schnittholz 

wurde vor allem nach Mittel- und Westdeutschland verschifft. Die eisenverarbeitenden Unternehmen stellten Eisenbahnwa-

gen (Bild: Waggonfabrik Steinfurt, etwa 1930, Wiki), Straßenbahnwagen, Karosserien, Eisenkonstruktionen, Eisenguß, und 

landwirtschaftliche Maschinen her; auch waren der Lokomotiv- und Autobau sowie Schiffswerften hier vertreten. 

 

Das bedeutendste Industrieunternehmen Ostpreußens in den 1920ern waren die Schichau-Werke in Elbing mit zusätzlichen 

Werken in Königsberg und Danzig. Neben der älteren Schiffbausparte war das Unternehmen im Kessel-, Maschinen-, Eisenkon-

struktions- und Lokomotivbau tätig; zudem lieferten das Werk auch Gießereiprodukte und man betrat technisches Neuland mit 

dem Kohlenstaumotor. 

 

Die Energieknappheit Ostpreußens nach dem Krieg war notorisch, so daß in dieser „Notlage von Reichskanzler [Gustav] Bauer 

[21. Juni 1919 – 26. März 1920] die Zusicherung eines Reichzuschusses von 200 Mio. Papiermark (deren Wert damals schon auf 

1/3 gesunken war),“ kam, um durch die Ausnutzung des Gefälles von 90 Metern zwischen den Masurischen Seen und dem fri-

schen Haff Strom zu erzeugen. Schichau baute, das Gefälle der Pessarge nutzend, zwei eigene Wasserkraftwerke in Pettelkau 

und Braunsberg (Richter, S. 289). 

 

Diese positiven Aussichten verdüsterten sich: 

„Insbesondere die metallverarbeitenden Unternehmen gerieten in einen Strudel von Schwierigkeiten, der sie zwang, 

ihre Betriebe einzuschränken, stillzulegen oder organisatorisch zu verändern. Den Niedergang leitete der Konjunktur-

rückschlag ein, der Ende 1923 unter der restriktiven Wirkungen der Währungsstabilisierung einsetzte und der, falls die 

verminderten Aufträge ein Überleben nicht gestatteten, mit Krediten überbrückt werden mußten. Im allgemeinen ist 

die bessere Rentabilität, die von der Zukunft erhofft worden ist, ausgeblieben, so daß die aufgenommenen Schulden 

nicht abgedeckt und neue Kredite bald nicht mehr beschafft werden konnten. Auf diese Weise wurde der Appell an die 

staatliche zur letzten Zuflucht“ (Hertz-Eichenrode, S. 125). 

Die Schichau-Werke, schon jahrelang von den Regierungen finanziell gestützt, konnte nur durch den Aufkauf durch die Berliner 

und Königsberger Regierung 1929 gerettet werden: Das Familienunternehmen wurde in eine GmbH umgewandelt. Bemerkens-

wert diese Verstaatlichung noch vor dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise. 

 

Fortsetzung auf S. 10 
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Fortsetzung von S. 9 

Allerdings blieb es nicht bei dem einen ostpreußischen Unternehmen, das in finanzi-

elle Schieflage geriet: Die Firma Franz Komnick (Firmenlogo: Franz Komnick und Söh-

ne AG, aufgelöst 1930– Wiki), ebenfalls aus Elbing, hatte in den 1920ern eine gute 

Auftragslage; allerdings waren die hier hergestellten PKW, Landmaschinen und 

Schlepper gegenüber der Konkurrenz mit Fließarbeit, die Henry Ford in den USA Mit-

te der 1920er einführte, viel zu teuer. Schon 1928 und im Laufe des nächsten Jahres 

begann Komnick sich um staatliche Hilfen zu bemühen: 

„Als Präsident der Industrie- und Handelskammer Elbing [war Franz Komnick] 

einer der ersten Vorkämpfer für staatliche Hilfe durch Garantien oder wirkli-

che Kredite" (Richter, S. 303). 

Bei Komnick zeigte sich die Besonderheit der ostpreußischen Wirtschaftspolitik: Die Bereitschaft der Berliner Reichsregierung, 

dieser Region unter die Arme zu greifen, war wesentlich höher als in anderen vergleichbaren Fällen unterentwickelter Reichge-

genden. 

 

Das Gezerre der ostpreußischen Unternehmen um Ausnahmetarife begann mit dem Krisenjahr 1923: 

„So durch [den Brief der Elbinger Kammer an verschiedene Ministerien vom 16.1.23 mit Beispielen aus dem Hause Schi-

chau, Komnick, Wermke. Dabei wird an die Begrenzungen der deutschen Frachtenpolitik durch den noch wirkenden 

Art. 365 des Versailler Vertrages verwiesen sowie auf die Problematik des Zollverkehrs mit Danzig. Komnicks persönli-

cher Einsatz wird aus einem Brief vom 24.7.23 an Reichskanzler Cuno [22. November 1922 – 12 August 1923] ersicht-

lich“ (Richter, S. 304, Brief in Anlage 3, S. 418ff.). 

Richter listet sodann einen breiten Fächer von Schwierigkeiten auf, vor dem sich das relativ breitaufgestellte Unternehmen 

gegenüber sah: Finanzielle Problem der Landwirtschaft, Insolvenzen, Kampf um Vergabe von Reichsaufträgen, Ansuche von 

Staatsdarlehen und Reichsbürgschaften (zwischen  2 und 2,5 Millionen RM) und dann: 

„Aug. 1929 (sic!). Auffassung des Reichswirtschaftsministeriums: Firma nicht mehr sanierungswürdig, soweit wirt-

schaftlich gesehen. Für eine politisch begründete Hilfe neue Gutachten erforderlich. Gutachten der Deutschen Revisi-

ons- u. Treuhand, wonach Ergebnis 1928 Lebensfähigkeit gezeigt habe. Aber allgemeine Überkapazität in der Automo-

bilindustrie“ (Richter, S. 304). 

„Treuhand“ erinnert an die unsägliche Nachwendezeit, als DDR-Unternehmen, ohne Rücksicht auf die sozialen und persönli-

chen Folgen für 

die jeweilige Be-

legschaft zu den-

ken,  verscher-

belt oder zer-

schlagen wur-

den. Auch anno 

2026 läßt grü-

ßen: Überkapazi-

täten, Absatz-

schwierigkeit 

wegen zu hohen 

Preise, Liquidi-

tätsprobleme, 

Anstieg der Fir-

menpleiten etc. 

 

Fortsetzung auf 

S. 11 
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Fortsetzung von S. 10 

Kurz nach dem New Yorker Börsenkrach (Bild: New Yorker Börse am 24. Okto-

ber 1929— Dt. Hist. Museum) fand am 29. Dezember 1929 eine Krisensitzung 

mit Reichsinnenminister im zweiten Kabinett Müller (28. Juni 1928 – 27. März 

1930), Carl Severing, über die Sanierung der Automobilfabrik F. Komnick AG 

statt: Behandelt wurde die Neubildung des Aktienkapitals, Ablösung von Alt-

krediten und neue Bankkredite. Im Januar 1930 liefen Verhandlungen über die 

Sanierung der AG; am 9. Februar wurde eine Reichsgarantie in Höhe von 1 

Million RM zugesagt. Aber schon im März 1930 wurde bekannt, daß der Auf-

sichtsrat und die Treuhand mit einem Verlust für 1929 von 520.000 RM rechneten: Ein Ausscheiden von Franz Komnick wurde 

erwogen. 

 

Allerdings war man sich angesichts der kritischen Lage auf dem Arbeitsmarkt einig, daß ein Konkurs der Automobilfabrik ver-

mieden werden sollte; die Politik handelte: 

„30.3.1930. Gesetz über die Feststellung eines Nachtragsetats zum Reichshaushaltsplan von 1929 zwecks Garantie-

übernahme für 1,435 Mio. RM zum Zwecke der von der Reichsregierung mit der Preuß. Regierung zu betreibenden Ra-

tionalisierung der Automobilfabrik Komnick in Elbing und der Union AG in Königsberg“ (Richter, S. 305). 

Trotzt allem kam es zum Konkurs der Automobilfabrik F. Komnick AG und die Maschinenfabrik F. Komnick überging nach ei-

nem 30%-Vergleich mit den Kreditgebern in den Besitz der Firma Schichau. Am 18. Januar 1931 kam es zur Neugründung der 

Firma F. Komnick & Söhne, Familien-GmbH (Richter, S. 306). 

 

Zum Zeitpunkt dieser Sanierungsverhandlungen befand sich die „große Krise“ erst in ihren Anfängen: In den Fällen Komnick 

und Union wurden im Prinzip die Vorwellen der Krise aus den Jahren 1928/29 behandelt. 
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Herbert Karl 

Buchvorstellung 

Wer braucht schon Ribisel 

Pia Varjas 
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Sprache: Deutsch 
 
Schlagworte: Vertreibung, Donauschwaben, Ungarn, Nachkriegszeit, Karlsruhe 
 
Ein Land, das sie nicht haben will. 

Eine Stadt in der Fremde, die Heimat werden soll. 

Eine Familie, die alles hinter sich lassen muss. 
 

Ungarn 1946: die junge Resi verarbeitet den Verlust ihres gefallenen Verlobten und ist dabei, sich im Dorf eine bescheide-
ne Existenz aufzubauen. 
Plötzlich werden Gerüchte laut, dass alle Donauschwaben, darunter auch Resi und ihre Familie, enteignet und vertrieben 
werden sollen.  
Mit kaum Gepäck müssen sie nach Deutschland ausreisen, ein Land, das sie noch nie betreten haben. 
Schweren Herzens macht Resi sich gemeinsam mit ihrer Familie auf die Reise nach Karlsruhe. 
Die Stadt erweist sich als riesiges Trümmerfeld, das unter Lebensmittelknappheit und amerikanischen Besatzern ächzt. 
Es lauern neue Gefahren und überraschende Begegnungen. Resi und die anderen müssen sich ihrer Stärken bewusst 
werden und all ihre Kraft aufbringen, um sich zu behaupten. 

 
Tauchen sie ein in die packende Geschichte der Donauschwaben und begleiten sie Resi auf ihrem Neubeginn. 
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Allgemeine Zeitung, Nr. 37, 12. September 1914. (S. 558) 

 

Geschichtlich-politische Betrachtungen zum Krieg 

Von Wolfgang Eisenhart 

 

„Es ist ein altes, ewig wahres Wort, daß erst der Krieg zeigt, was an den Völkern ist. Erst unter dem Klirren der Waffen enthüllt sich vor der Welt der 

Charakter der Nationen ganz und voll; erst unter dem Donner der Geschütze zeigt es sich, welches Maß von Idealismus, von seelischer Tiefe und 

Kraft des Charakters in ihnen lebt. [ . . . ] 

 
Besonders England, das so lange den Deutschen früher als Hort der Völkerfreiheit gegolten hatte, trifft mit Recht die volle Verachtung, seit der 

Deutsche endlich den Charakter der britischen Politik durchschaut. Man fragt mit heiligem Zorn, ob es ein unnatürlicheres Bündnis geben könne, als 

das Bündnis eines Landes, das die Freiheit und die Zivilisation zu vertreten vorgibt, mit der halbasiatischen Rohheit des autokratischen russischen 

Staates, [ . . . ]. Es scheint der Gipfel der Widersprüche zu ein, wenn das radikale demokratische Frankreich, welches ebenfalls seit einer großen 
Revolution die Freiheit der Völker vertreten will, sich mit einem Staate verbindet, der bis in die neueste Zeit der Hort des Absolutismus in einer 

rohesten, widerwärtigsten Gestalt gewesen ist, und der den autokratischen Formen noch heute trotz der verliehenen Verfassung nicht entwachsen 

ist. Ueberall scheinen sich die wildesten, unversöhnbarsten Widersprüche, überall scheint ich Feuer und Wasser gegen uns zu verbinden. 

 
Unfaßbar ganz besonders scheint es dem Deutschen zu ein, daß der Charakter der englischen Politik, zu der vor einigen Jahrzehnten noch der deut-

sche Liberale bewundernd aufschaute, sich heute in einer ganzen Niederträchtigkeit enthüllt. Dies England, das der junge Schiller noch in seinem 

schönen Gedichte „Die unüberwindliche Flotte“ als „der Freiheit Paradies“, als „der Unterdrückung letzter Felsendamm“, „der Menschenwürde 

starker Schirm“, als „die Tyrannenwehre“ gefeiert hatte, zeigt heute in widerwärtiger, zynischer Offenheit den wahren Charakter einer Politik, über 
die es den gutmütigen Deutschen Jahrhunderte lang mit scheinheiligen Phrasen hinweggetäuscht hat. Man schaudert vor dieser Politik, die mit 

frechem Hohne sich über das Wohl und Wehe von Hunderten von Millionen Menschen auf dem europäischen Festlande hinwegsetzt, die unseren 

Erdteil in ein Meer von Blut und Tränen stürzt, nur um die englische Handelssuprematie zu sichern, und man fragt, ob denn der Fortschritt unserer 

modernen, im Christentum wurzelnden Kultur darin besteht, daß die wirtschaftlichen Interessen das Recht geben sollen, ganze Völker christlicher 
Kultur zu morden und zu vernichten? Das Wort Treitschkes, daß Kaufmannspolitik zu allen Zeiten die unsittlichste gewesen sei, erfährt von Seiten 

des heutigen Englands eine neue erschreckende Betätigung. 

 
Aber so widerwärtig uns die zynischen Rohheiten berühren, mit denen dieser Krieg entfesselt ward, und so scheinbar unnatürlich die Bündnisse 

unserer Gegner sind, so drängt sich für den geschichtlichen Blick auch noch eine andere Wahrheit auf, die wir in jedem Kriege zu fühlen bekommen 

haben, den Preußen und Deutschland seit zweihundert Jahren führen mußten. Denn für die Entwicklung unseres Erdteils sollte es von entscheiden-

der Bedeutung werden, daß die alte überragende Macht, welche einst das mittelalterliche Deutschland besessen hatte, mit dem Beginne der neuen 
Zeitrechnung, und noch mehr seit dem dreißigjährigen Kriege, mehr und mehr zu sinken begann und an einer Stelle und auf Kosten Deutschlands 

die Nachbarvölker in gefährlicher Weise emporkamen. Unaufhaltsam vor allem dringt seit dem dreißigjährigen Kriege Frankreich gegen den Rhein 

vor und zertrümmert mit nur allzu gutem Erfolge die Machtstellung unseres Vaterlandes im Westen. Die Niederlande lösen sich vom deutschen 

Reiche los, das völlig außer Stand ist, sie gegen ihren panischen Todfeind zu schützen. Die alte Seemacht der deutschen Hansa ist längst verschwun-
den und von glücklicheren Rivalen auf den Meeren verdrängt. Holland aber, das, vom Deutschen Reiche losgelöst, sich zu einem selbständigen Staa-

te entwickelt, vermag ohne den Rückhalt an einem mächtigen deutschen Hinterlande sich der portugiesischen, französischen und zuletzt englischen 

Rivalen nicht mehr zu erwehren und scheidet zuletzt, nach Anfang so glorreichen Kämpfen, aus der Reihe der großen Mächte aus. Auf den Trüm-

mern aber der zerstörten panischen, portugiesischen, französischen und holländischen Seeherrschaft erhebt sich, alle übertreffend, die englische 
Weltmacht, welche die Kriege und Händel des Festlandes geschickt benutzt, um die Herrschaft auf allen Meeren zu erringen. Im Osten endlich, am 

baltischen Strande, gingen die kühnen kolonisatorischen Gründungen Deutschlands, das Werk seiner Kaufleute und einer geistlichen Ritterorden 

nicht minder dem Vaterlande verloren oder kamen unter polnische oder schwedische Oberhoheit. Das russische Volk, das bis Ende des siebzehnten 

Jahrhunderts so gut wie ohne allen Einfluß auf die Geschicke Mitteleuropas ist, dringt seit Peters des Großen genialem Regimente gegen Westen 
vor. Estland und Livland, einst der Beitz des deutschen Ritterordens, werden Bestandteile des ungeheuren russischen Reiches, dem sich bei der 

zweiten Teilung Polens auch endlich Kurland unterwirft. Katharina’s II. intrigante Politik macht dem trennenden polnischen Zwischenreiche ein 

Ende. Rußland wird unmittelbarer Nachbar Preußens und Oesterreich, die beide nur, jenes Posen und Westpreußen, dieses Galizien aus der großen 

polnischen Beute erwerben, während der ganze übrige ungeheure polnische Beitz an Rußland kommt. [ . . . ] 
 

Wie Englands, Rußlands und Frankreichs gefährliches Emporkommen geschichtlich beruhte auf einem geschwächten Mitteleuropa, und vor allem 

einem schwachen Deutschland, so bedeutet Deutschlands und Mitteleuropas Erstarken auch zugleich für sie eine Erschütterung, eine Bedrohung 

ihrer zur Zeit der deutschen Schwäche gewonnenen unnatürlichen Machtstellung. 
 

Wenn man also heute oft die Meinung hört, ein Bündnis des liberalen Englands mit dem autokratischen Rußland und des demokratisch-radikalen 

Frankreichs mit dem reaktionären Zarentum sei der Gipfel politischer Unvernunft, so muß man dagegen sagen: Das gleichmäßige Interesse an ei-

nem nicht allzu mächtigen Deutschland, an einem schwachen Mitteleuropa, führt heute drei Mächte zusammen, welche ihre Machtentwicklung 
eint der Schwäche Deutschlands und Mitteleuropas zu verdanken hatten. Alle drei Gegner gehen in einer weiteren Erstarkung Deutschlands eine 

Bedrohung ihrer zurzeit unserer Ohnmacht erschlichenen Macht. Das führt sie zusammen. [ . . . ] 

 
Man sehe sich die Landkarte Deutschlands zu Beginn des fünfzehnten Jahrhunderts an! Um das Jahr 1400 sind Burgund, Ober- und Niederlothrin-

gen, Luxemburg, Hennegau und Brabant Teile des Deutschen Reiches; Besançon, Verdun, Gent, Brüssel, Antwerpen waren damals deutsche Städte. 

Im Osten aber gingen die Besitzungen des deutschen Ordens bis Reval und Narva am finnischen Meerbusen. Wäre das Emporkommen Frankreichs, 

Englands und Rußlands, auch nur denkbar gewesen, wenn das alte Deutsche Reich sich die Machtfülle erhalten hätte, die ihm unter den drei Kaiser-
geschlechtern der Sachsen, Salier und Hohenstaufen zu eigen war? 

 

Wenn so die Feindschaft Englands, Frankreichs und Rußlands gegen uns ihre geschichtliche Wurzel hat, so ist damit aber auch auf der anderen Seite 

das Ziel gegeben, um das Deutschland in diesem furchtbaren Kriege kämpfen muß. [ . . . ] 
 

Der ganze Zeitungsartikel ist verlinkt unter: https://www.deutschestextarchiv.de/book/view/nn_allgemeine37_1914/?hl=deut%C5%BFchen&p=9 
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Erinnern 

Umsiedler: Die vergessenen Heimatvertriebenen der DDR 

Teil 3 

Im letzten Teil wurden ein paar biographische Notizen von aus Osteuropa 
stammenden Heimatvertriebenen, ihren Erlebnissen und Erfahrungen in 

der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und der DDR gebracht; anbei noch 

einige Erlebnisberichte aus dieser bewegten Zeit.  

 

Leonie Ossowski wurde am 15. August 1925 in Ober-Röhrsdorf in Nieder-

schlesien geboren, sie verstarb am 4. Februar 2019 in Berlin. 

 
Die später bekannte Autorin zahlreicher Erfolgsromane und Drehbücher 

hieß ursprünglich Jolanthe von Brandenstein und war die Tochter eines 

ehemaligen Gutsbesitzers. 1945 gab ihre Familie das Gut in Röhrsdorf 

nach mehr als 700 Jahren auf: 

„Bei der Flucht aus dem Lebuser Land war die 19-jährige Jolanthe, 

die dann als Schriftstellerin ein Pseudonym annahm, mit dem er-

sten von sieben Kindern schwanger. Nach Ende des Zweiten Welt-

krieges wurde sie nach Thüringen vertrieben und floh später von 
dort nach Oberschwaben. Wie so viele Mitmenschen erfuhr sie 

durch den Krieg das Leid schon in jungen Jahren. Selbst sagte sie 

einmal: Plötzlich stand ich selbst auf der anderen Seite des Le-

bens, da schaut man die Dinge anders an.“ 

Bei einem Besuch in der DDR Anfang der 1950er bekam Ossowski von der 

DEFA diverse Aufträge für Filmdrehbücher; so entstand auch ihr bekann-

tes Werk: Stern ohne Himmel (1956) über die letzten Kriegstage im Inter-
nat einer mitteldeutschen Kleinstadt. Das Stück wurde jedoch letztlich 

nicht verfilmt, sondern kam als Roman auf den Markt. 

 

1958 ließ sich Ossowski definitiv in Mannheim nieder; der Umzug in den goldenen Westen verlangte ihr einiges ab: Hier 

„mußte sie als Fabrikarbeiterin, Sprechstundenhilfe eines Landarztes, als Fotolaborantin und Verkäuferin sich ihren 

Lebensunterhalt verdienen [ . . . ] Als Mutter von sieben Kindern schrieb sie zahlreiche Romane, Stücke, Dreh- und Ju-

gendbücher, ihre Veröffentlichungen waren alle aus dem wirklichen Leben gegriffen, zeitlebens hat sie sich auf die 
Seite der Schwachen gestellt, in ihren Romanen von Obdachlosen und Heimkindern, misshandelten Frauen und 

Zwangsarbeiterinnen.“ 

Auch wenn Leonie Ossowski zur Zeit ihrer Flucht noch relativ jung war und relativ kurze Zeit in der SBZ und der DDR verbrach-

te, prägte sie diese Zeit, dies spiegelte sich in ihren zahlreichen Texten. Erwähnenswert ist ihre mehrfach ausgezeichnete 

Schlesien-Trilogie, die nach einem Besuch in ihrem schlesischen Geburts- und Heimatort Röhrsdorf (poln. Osowa Sień) spielt: 

Aus dem polnischen Osowa leitet sich auch ihr Pseudonym Ossowski ab, was so viel wie „aus Osowa stammend“ bedeutet. 

 

Die dreiteiligen Veröffentlichungen Weichselkirschen (1976), Wolfsbeeren (1987) und Holunderzeit (1991) schildern  
„die Kriegs- und Nachkriegsgeschichte mit viel Empathie für die polnische Seite, was ihr große und heftige Kritik der 

Vertriebenen-Verbände einbrachte. Zwei Jahre zuvor hatte sie sich zur Recherche in ihren Geburtsort aufgemacht, als 

es noch kaum Heimwehtouristen gab. Wie ihre Hauptfigur Anna wandelte sie sich dabei von der misstrauisch beäug-

ten ehemaligen Schlossbesitzerin zu einer gern gesehenen Freundin, die Heimat nicht als Besitz betrachtet.“ 

Weitere Bestseller brachten Leonie Ossowski diverse Auszeichnungen und Preise ein; trotz der „Kritik der Vertriebenenverbän-

de wurde sie 1981 mit dem Kulturpreis Schlesien des Landes Niedersachsen für ihr Werk Weichselkirschen ausgezeichnet“ (alle 

Verweise: https://kulturstiftung.org/biographien/ossowski-leonie). 
 

 

Otto Mellies kam am 19. Januar 1931 in Schlawe/Hinterpommern zur Welt; er verstarb am 26. April 2020 in Zeuthen bei Berlin. 

Seine Eltern zogen 1938 mit den drei Kindern in „die Stadt Stolp, wo nach dem Einmarsch der Roten Armee im März 1945 sei-

ne Mutter, seine Schwester und deren Kinder Selbstmord begingen.“ 

 

Mellies arbeitete nach dem Krieg als Pferdepfleger für die sowjetischen Besatzer; 1947 im Alter von 16 Jahren bestand er die 
Staatlichen Schauspielschule in Schwerin: 

„Für die Spielzeit 1949/50 bekam er seinen ersten Vertrag als Schauspieler am »Mecklenburgischen Staatstheater« in 

Schwerin, wo er den Schüler in Goethes Faust spielte. Danach hatte er Engagements in Neustrelitz, in Stralsund, noch 

einmal in Schwerin und 1953/55 am Volkstheater Rostock.“ 
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1956 holte ihn der Leiter des Deutschen 

Theaters, Wolfgang Langhoff (1901-

1966), nach Berlin, wo er ganze 50 Jahre 

auftrat: 

„Von 1987 an trat er in 325 

Aufführungen als »Nathan, der 

Weise« in Lessings Theater-
stück (1779) auf. Seit 1955 war 

Otto Mellies auch als Film-

schauspieler tätig, zuerst in der 

Komödie 

»Sommerliebe« (1955), dann 

aber auch als Ferdinand 1959 in 

Martin Hellbergs Verfilmung 
von Schillers Drama »Kabale 

und Liebe« (1785) und 1962 als 

Major Tellheim neben Marita 

Böhme in der Verfilmung von 

Lessings Stück »Minna von Barnhelm« (1767). Außerdem spielte er 1965 die Titelrolle in dem fünfteiligen DDR-

Fernsehfilm »Dr. Schlüter«. 

Mellies wirkte ab 1961 zugleich als Theater- und als Filmschauspieler: 

„Die Rollen, in denen er seine Schauspielkunst zeigen durfte, sind kaum aufzuzählen. So spielte er im Fünfteiler des 
DDR-Fernsehens den »Martin Luther« (1983), den »Wallenstein« (1987) und die Hauptrolle in »Ich, Thomas Müntzer, 

die Sichel Gottes« (1989).“ 

Nach der Wende setzte Mellies seine Schauspielerkarriere fort: „So spielte er in mehreren Kriminalfilmen mit und war neben 

Didi Hallervorden einer der Hauptdarsteller im Film »Sein letztes Rennen« (2013), auch als Hörspielsprecher machte er sich seit 

1957 einen Namen und war in mehreren Spielfilmen die deutsche Stimme ausländischer Schauspieler. Zu empfehlen ist schließ-

lich auch sein Erinnerungsbuch von 2010 »An einem schönen Sommersmorgen«, wo er auch über seine Kindheit in Pommern 

schreibt. Er bekam 1966 und 1987 den DDR-Nationalpreis II. Klasse“ (https://kulturstiftung.org/biographien/mellies-otto). 
(Bild: Otto Mellies mit Marita Böhme in Lessings Minna, 1962 –Cinema) 

 

Günter Blobel kam in Waltersdorf/Schlesien am 21. Mai 1936 auf die Welt; der Medizin-Nobelpreisträger starb am 18. Februar 

2018 in New York. 

 

Wie tausende seiner Landsleute machte sich die Familie 1945 auf die Flucht, die bei Günter Blobel eine nachhaltige Erinnerung 

hinterließ: 
„Die Eltern fanden in einem Dorf in der Nähe vom damals noch unzerstörten Dresden Zuflucht, von wo aus sie die Zer-

störung, die Bombardierung Dresdens, durch die britische und amerikanische Luftwaffe, aus 40 Kilometern Entfernung, 

miterleben mussten. 80 Prozent der eleganten Stadt, ein Zentrum der Kunst und Architektur wurden am 13. Februar 

1945 zerstört. »Ich habe als Achtjähriger Dresden in seinen letzten Tagen des Glanzes gesehen«, sagte der Forscher 

einmal. Das menschliche Drama wurde erst durch die Erinnerungen von Günter Blobel offenbar: »Ich sah die Zerstö-

rung, das hinterließ einen schrecklichen Eindruck bei mir«. Später siedelte die Familie nach Freiberg in Sachsen über, 

wo Günter Blobel aufwuchs und am Geschwister-Scholl-Gymnasium 1954 das Abitur ablegte [ . . . ] der »Günter« hatte 
einen Einser-Durchschnitt. Er war Mutters Liebling. Wegen seiner bürgerlichen Herkunft – der Vater war Tierarzt – durf-

te Günter in der DDR nicht Medizin studieren, deshalb ging er in die Bundesrepublik. Nach dem dann nach und nach 

fast alle Kinder auch in den Westen gezogen waren, wurden die Eltern für die DDR untragbar. So zog die Familie noch 

vor dem Bau der Mauer nach Hamburg.“ 

Günter Blobel studierte Medizin in Frankfurt am Main, München und Kiel. Später studierte er in den USA Chemie und promo-

vierte ein zweites Mal. Er wechselte an die renommierte Rockefeller University, wo er 1967 seine wissenschaftliche Karriere 

begann. Er 

„war Mitglied der National Academy of Sciences der U.S.A. und anderer angesehener Wissenschaftsgesellschaften. 
1987 nahm der gebürtige Schlesier die amerikanische Staatsbürgerschaft an und betonte: »Ich fühle mich weiter als 

Deutscher« und blieb so mit seiner Heimat verbunden. Er bekam das Bundesverdienstkreuz verliehen [ . . . .] Seine größ-

te Auszeichnung erhielt er 1999, als er mit dem Nobelpreis der Medizin für seine Erforschung von Erbkrankheiten aus-

gezeichnet wurde. In jahrelanger Forschung fand er die Lösung eines medizinisch interessanten Transportproblems 

heraus, dass die Hoffnung auf neue Therapien gibt. Blobel formulierte die so genannte Signalhypothese, wonach Pro-

teine (Eiweiß) eine Aminosäuresequenz besitzen, die sie, ähnlich wie eine Postleitzahl, zu den Membranen dirigiert und 

auch zum Ziel hilft.“ 
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Günter Blobel war von der klassischen Musik – insbesondere Mozart und Bach – begeistert. 

„Die Bilder des lebendigen, historischen Dresdens ließen ihn nie wieder los. Trotz seiner knappen Freizeit zählte er zu den enga-

giertesten Förderern des Wiederaufbaus der Dresdner Frauenkirche. Als Präsident des von ihm 1995 gegründeten Vereins 

»Friends of Dresden« (Freunde von Dresden) mit Sitz in New York warb er in der US-Öffentlichkeit um Unterstützung für die 

kostspielige Rekonstruktion der im Krieg zerstörten Frauenkirche. Als ihm der Nobelpreis zuteilwurde, spendete er 820.000 Euro 

vom Preisgeld für den Wiederaufbau“ (https://kulturstiftung.org/biographien/blobel-guenter). 

Horst Salomon wurde am 6. Mai 1929 in Pillkallen/Ostpreußen 

geboren, der Dichter, Schriftsteller und kommunistische Aktivist 

verstarb am 20. Juni 1972 in Gera. 

 

Seine Schulbildung schloß der Sohn eines Landarbeiters am Gym-

nasium in Allenstein ab; Ende des Zweiten Weltkriegs floh er mit 

seiner Familie aus Ostpreußen und landete in Thüringen. Schon 

früh zeigte er politisches Engagement im Antifaschistischen Ju-

gendausschuss, später dann in der Freien Deutschen Jugend. 

 

1951 begann Salomon als Bergmann bei der Wismut AG zu arbei-

ten. Diese gründete sich 1954 neu als Sowjetisch-Deutsche Aktien-

gesellschaft (SDAG) Wismut und förderte Uran für die sowjetische 

Atomindustrie: 

„Neben seiner Tätigkeit als Hauer bzw. Fahrhauer absol-

vierte er in den Abendstunden erfolgreich die Bergschule, 

um anschließend als Steiger bzw. Reviersteiger eingesetzt 

zu werden. 

Als Mitglied der Grubenwehr gehörte Salomon der Ret-

tungsmannschaft an, als im Juli 1955 im Schacht 250 in 

Niederschlema ein katastrophales Grubenunglück passier-

te. 

Auch im Betrieb engagierte er sich politisch. Als Politischer Inspektor sollte er dafür sorgen, dass die Parteilinie der So-

zialistischen Einheitspartei Deutschlands eingehalten wurde. Als der Aufstand des 17. Juni 1953 gewaltsam niederge-

schlagen worden war, rechtfertigte er die Vorgänge mit seinem Gedicht »Genosse Walter Ulbricht«. Ab 1955 stellte 

sich Salomon sogar als Inoffizieller Mitarbeiter in den Dienst des Ministeriums für Staatssicherheit der Deutschen De-

mokratischen Republik.“ 

Als Linientreuer wurde Salomon 1958 an das Literaturinstitut Johannes R. Becher in Leipzig geschickt; dieses schloß er 1961 mit 

einer theoretischen Abschlußarbeit »Ein großer Dichter ist das Volk« und dem Schauspiel »Vortrieb« abschloß: 

„Zuerst trat er mit Lyrik hervor, bevor er sich der Theaterbühne zuwandte. Es erschienen: 1959 der Gedichtband »Die von mor-

gen träumen«, 1960 »Das Lied ein gutes Wort« und, gemeinsam mit Werner Bräunig verfasst, die Agitationsverse »Für eine 

Minute« sowie »Getrommelt, geträumt und gepfiffen«. Letzterer Gedichtband wurde noch im Jahr seiner Publikation mit der 
Erich-Weinert-Medaille der Freien Deutschen Jugend ausgezeichnet. [ . . . ] Seine Arbeit bei der SDAG Wismut nahm Salomon 

1961 wieder auf, setzte aber auch seine künstlerische Tätigkeit fort. Ab 1962 arbeitete er mit dem Theater Gera zusammen. 

Dort wurde 1964 sein Stück »Katzengold« uraufgeführt, das mit dem Nationalpreis der DDR III. Klasse ausgezeichnet wurde. [ . . 

. ]  

Salomons Fernsehspiel »Der Regenbogen« entstand 1968, sein Schauspiel ‚Auf höherer Ebene‘ und das Fernseh- und Schauspiel 

»Genosse Vater« folgten 1969, das Fernsehspiel ‚Schwarzes Schaf‘ im Jahr 1971“ (https://kulturstiftung.org/biographien/

salomon-horst) 

Gerhard Georg Paul Möbus erblickte am 19. März 1912 das Licht der Welt in Schlesiens Provinzhauptstadt Breslau. In recht 

bescheidenen Verhältnissen wuchs Möbus in Schreibersdorf, einem vorwiegend katholischen Dorf im Kreis Neumarkt auf; er 

verstarb am 10. September 1965 in Bad Oldesloe. 

 

Fortsetzung auf S. 16 

 

Auszug aus dem Gedicht von Horst Salomon 

Genosse Walter Ulbricht (1953) 

Wir glaubten, 

mit drei Kartoffeln am Tag 

ewig und immer zu leben. 

Genosse Ulbricht, 

du kämpftest wieder in vorderster Front; 

hast uns das Wissen 

vom besseren Leben gegeben. 

Bald gab es Brot 

und Butter und Schuhe. 

Die Republik gedieh, 

als der Feind 

- es war ein 17. Juni 

- Lüge und Dummheit 

in verworr'ne Hirne spie. 

Das Hakenkreuz, 

es grinste frech 

im Knopfloch der Putschisten. 

(SPIEGEL vom 30. September 1958) 
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Im Jahre 

„1932 legte Möbus die Reifeprüfung ab. Damals blühte in deutschen Landen die Jugendbewegung, das Pfadfindertum, 

auch bei katholischen Heranwachsenden, und Möbus machte eifrig mit. Er wurde aktives Mitglied des ein neues Leben 

im Geiste Christi erstrebenden, weitgehend von Jesuiten geprägten und bei den höhere Lehranstalten besuchenden 

Jungen führenden Bundes „Neudeutschland“ und in der „Sturmschar“ und zeigte politisches Interesse durch die Mit-
gliedschaft im „Windthorstbund“, der Jugendorganisation der Deutschen Zentrumspartei, deren Fraktionsvorsitzender 

im Reichstag und spätere Reichskanzler (1930-1932) Heinrich Brüning im Wahlkreis Breslau zum Abgeordneten ge-

wählt worden war. 

Im Juni 1934, ein Jahr nach dem politischen Umschwung in Deutschland, wurde Herbert Möbus, der jüngere Bruder von 

Gerhard, von Nationalsozialisten zusammengeschlagen und starb eine Woche später. Anscheinend hatte der Anschlag 

nicht ihm, sondern Gerhard gegolten, der damals an der Universität Breslau „breit studierte“: Alte Sprachen, Geschich-

te, Deutsch, Philosophie, Psychologie.“ 
Die Ablegung des Staatsexamens erfolgte 1937 für das Lehramt an Höheren Schulen in den Fächern Geschichte, Latein und 

Griechisch und 1939 die Promotion zum Dr. phil. mit der Dissertation Nobilitas. Wesen und Wandlung der führenden Schicht 

Roms im Spiegel einer Wortprägung. Während des Zweiten Weltkriegs wirkte Möbus 

„als Heerespsychologe, lehrte an einer Schule für Kriegsblinde und Hirnverletzte im Erzgebirge und musste sich dort 

anscheinend als Oppositioneller nach dem am 20. Juli 1944 gescheiterten Attentat auf Adolf Hitler zeitweilig verstec-

ken.“ 

Nach Kriegsende, schon 
„am 1. Juli 1945 übernahm er einen Lehrauftrag an der Universität Jena und konnte dann 1946 mit der Arbeit »Der 

Mensch und die Geschichte« bei dem sehr bekannten Philosophen und Pädagogen Peter Petersen (»Jena-Plan«) für 

Psychologie und philosophische .Anthropologie habilitieren. In demselben Jahre wechselte er an die Universität Halle 

und wurde dort zum Außerordentlichen Professor und dann zum Ordentlichen Professor und Direktor des Psychologi-

schen Instituts ernannt. Neben der akademischen Lehrtätigkeit dieser Jahre stehen über 40 in der Ost-CDU-Zeitung 

»Neue Zeit« erschienene Artikel aus seiner Feder. Ihr Verfasser hatte sich aber nicht geistig gleichschalten lassen, ge-

hörte nicht – wie man es später nannte – zu den »Blockflöten«, sondern zog als Gegner sowohl des braunen als auch 
des roten Totalitarismus die Konsequenzen: [1950] Flucht aus der neuen Diktatur.“ 

Im Westen setzte Gerhard Möbus seine akademische Tätigkeit fort, unterrichtete als Professor am bekannten Beethoven-

Gymnasium Bonn Latein und Griechisch. Er folgte einer Berufung 1951 an die Deutsche Hochschule für Politik in Berlin (West). 

„Von 1960-1963 lehrte er zudem als Honorarprofessor am Institut für Politikwissenschaft der Universität Mainz, und 

von 1963 bis zum Tode leitete er dieses als Ordentlicher Professor und Direktor.“ 

Neben diesen akademischen Lehrtätigkeiten war Möbus auch als ein besonders Schreibfreudiger aktiv: „Besonders beim An-

fang im Westen schrieb er für katholische Zeitschriften, wie das Vertriebenenorgan »Heimat und Glaube«, für »Lebendiges 

Zeugnis« und die von Jesuiten publizierten hochgeschätzten »Stimmen der Zeit«. Sein besonderes Analysieren und Beschreiben 

galt der kommunistischen Jugenderziehung, die er ja aus enger Nähe kannte, und so wurde Möbus zu einem der kundigsten 

Fachleute auf diesem Gebiet, dem hierzulande auch politische Bedeutung zukam, angesichts des Ost-West-Gegensatzes, der 

Probleme um eine deutsche Wiedervereinigung und »Volksdemokratischer Block-Regierungen« in der DDR und freiheitlich-

demokratischer Regierungen in der Bundesrepublik, zu denen auch ein Ministerium für gesamtdeutsche Fragen gehörte. 

Hervorgehoben seien auch die Standardwerke von Möbus über die politischen Theorien von den Anfängen bis zur Französischen 

Revolution und die von ihm herausgegebene Reihe »Politik der Gegenwart« [ . . . ] 

Im einzigen (!) von Möbus in der hochstehenden Kulturzeitschrift »Schlesien« veröffentlichten Aufsatz (1956), heißt es, anknüp-

fend an ein Gedicht Eichendorffs, sinnierend: »Alle diese Erfahrungen lehren uns, daß Heimat mehr ist als eine Sache der Stim-

mungen und Gefühle und ihr Entbehren oder Verlieren einen schweren menschlichen Lebensverlust darstellt. Wenn jemand 

sagt: ‚meine Heimat‘, so spricht er wie von einem Teil seines innersten Lebens«. 

1982 wurde das Gerhard-Möbus-Institut für Schlesienforschung von akademisch bewährten Persönlichkeiten gegründet und 

1986 als wissenschaftliche Einrichtung an der Bayerischen Julius-Maximilians-Universität zu Würzburg ministeriell anerkannt. 

Gute Arbeit bezeugt die von 1986 bis 2001 herausgegebene achtbändige Reihe »Schlesische Forschungen«. Doch große interne 

und externe Auseinandersetzungen führten zum Scheitern des Institutes und der 2013 erfolgten Streichung des Vereins aus dem 

Vereinsregister“ (https://kulturstiftung.org/biographien/moebus-gerhard). 

 

Die Reihe der Heimatvertriebenen, in der DDR politisch korrekt „Umsiedler“ genannt, könnte man beliebig fortsetzen: In der 

nächsten Folge soll versucht werden, eine rote Linie aus den vorgestellten Biographien herauszulesen. 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl. 
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Der Deutsche Orden: Von Akkon via Burzen- ins heid-

nische Preußenland 

 

Im letzten Kurier wurde darüber berichtet, daß 

Deutschland 72 den Deutschen Orden betreffende 

Dokumente, an Polen ausgeliefert hat: Kein Kommen-

tar zu dieser bundesdeutschen Heldentat. 

 

In der Pressemitteilung vom 6. Juli 2021 des noch heu-

te existierenden Deutschen Ordens heißt es: 

„In einem Feldhospital vor der Hafenstadt 

Akkon begann 1190 die Geschichte des Deut-

schen Ordens, der Jahrhunderte später das 

Schloss in Mergentheim zu seinem Sitz mach-

te. Am 12. Juli 1191 fiel die Stadt im Dritten 

Kreuzzug in die Hände eines vereinten Kreuz-

ritterheeres“. 

Zu Beginn waren die ersten Kreuzzüge vorwiegend von 

Franken (Franzosen), Normannen aus Sizilien und Rit-

ter aus Flandern geprägt; aus dem Deutschen Reich 

schlossen sich allenfalls ein paar Pilger, Bauern und 

Mittellose den hier durchziehenden Kreuzfahrern an. 

Auf die „Fahrten“ ins Heilige Land und dessen Erobe-

rung kann hier nicht weiter eingegangen werden: Hier-

zu empfiehlt es sich die lesenswerten Ausführungen 

von Rudolf Pörtner (1977) hinzuzuziehen. 

 

Die Anfänge des Deutschen Ritterordens im von den 

Kreuzrittern gegründeten Königreich Jerusalem sind mit Mythen bestückt; der bedeutende Theologe, Bischof der evangeli-

schen Kirche, Politiker und Historiker aus Siebenbürgen, Georg Daniel Teutsch, (S. 25) hierzu: 

„Zur Zeit da Bela III. König in Ungarn war, zog der deutsche Kaiser Friedrich I., der größte Fürst seines Jahrhunderts, mit 

vielem Volk gen Palästina, das dem heiligen Land den ungläubigen Feinden zu entreißen. Tiefbetrauert von allen starb 

aber der greise Held plötzlich auf dem Zuge in Klein-Asien. Die Trümmer des Heeres führte sein Sohn Herzog Friedrich 

von Schwaben vor die Veste Akkon, welche der Christen Kriegsmacht belagerte. Bald brach unter den Belagerern Man-

gel aus und wüteten Seuchen in entsetzlicher Art, am schrecklichsten unter den Deutschen. Da spannten einige mildtä-

tige Bürger von Bremen und Lübeck ihre Schiffssegel zu Zelten aus, auf daß man in ihnen die Kranken pflege und erquic-

ke. Tief ergriffen von dem Gefühl des Mitleids beschloß Herzog Friedrich einen deutschen Ritterorden zu gründen, der 

neben dem Kampf gegen die Ungläubigen sich auch die Pflege der Armen und Kranken zur Pflicht mache.“ 

In einem älteren Herder-Lexikon (1854) ist zu lesen: 

„Den Anfang bildete die Gesellschaft der Brüder des St. Marienhospitals zu Jerusalem, 1128 zur Aufnahme armer deut-

scher Pilger gestiftet; 1190 bei der Belagerung von Akkon (St. Jean dʼAcre) errichteten die Hanseaten für ihre kranken 

Landsleute ein Feldlazareth, mit dem sich die Hospitalbrüder verbanden, und der Hohenstaufe Herzog Friedrich von 

Schwaben stiftete nun den eigentlichen Orden. Seine Mitglieder sollten adelige Deutsche sein, die Regierung wurde 

einem wählbaren Großmeister, 5 Großbeamten und einem Ordenskapitel übergeben; Zweck des Ordens war Kranken-

pflege, Beschützung des Königreichs Jerusalem, Bekämpfung der Ungläubigen; die Auszeichnung ein weißer Mantel mit 

schwarzem Kreuz; erster Ordensmeister [wurde] Heinrich Walpot von Bassenheim“ (Herder, S. 353f.). 

 

Fortsetzung auf S. 18 
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Fortsetzung von S. 17 

Hauptsitz des Ordens mit der offiziellen Bezeichnung: „Orden der Brüder vom Deutschen Hospital Sankt Mariens in Jerusa-

lem“ (lat. Ordo fratrum domus hospitalis Sanctae Mariae Teutonicorum Ierosolimitanorum), war anfangs Akkon. Schon früh 

erhielt er 

„von seinem Stifter und andern fürstlichen Kreuzfahrern Güter bei Tyrus und in dem ganzen Umfange des damaligen 

Königreichs Jerusalem, seit 1207 bedeutende Besitzungen in Deutschland selbst und das Recht, Reichslehen durch 

Schenkung und Kauf zu erwerben. Seine große Macht aber datirt von dem Hohenstaufen Kaiser Friedrich II.; er glaubte 

in ihm eine Stütze der kaiserlichen Macht zu finden und begabte denselben in Italien und Deutschland mit Gütern und 

Rechten und erhob 1226 den Ordensmeister, der sich seitdem Hochmeister nannte, in den Reichsfürstenstand“ (Herder, 

S. 353f.). 

Zu dieser Gründung gibt es auch eine etwas profanere Vorgeschichte: Im Jahre 1118, Jerusalem wurde am 15. Juli 1099 er-

obert, „errichtete ein unbekannter Deutscher, der in einer zeitgenössischen Quelle als vir honestus et religiosus firmiert, wahr-

scheinlich also dem frommen, weltlichen Adel angehörte, zusammen mit seiner Ehefrau eine Pilgerpension für Deutsche in 

Jerusalem“ (Pörtner, S. 331). 

 

Dieser Mann baute, mit dem Einverständnis des Patriarchen eine Marienkapelle; das Hospital wuchs dank Schenkungen und 

guter Führung offensichtlich an Bedeutung. 1127 gab sich die deutsche Bruderschaft ein eigenes Regelwerk, das sich bezüglich 

des Spitaldienstes an den Johannitern und bezüglich des Schwertdienstes am Templerorden orientierte und war unmittelbar 

dem Papst unterstellt. 

 

Bereits 1128 erhielt der 1118 (erste urkundliche Belegung) gegründete Templerorden die auf der Regel des heiligen Benedikts 

fußende Bestimmung, nach der er zu leben hatte. Es war kein Geringerer als Bernhard von Clairvaux, der leidenschaftliche und 

unermüdliche Prediger des Zweiten Kreuzzugs, der dieses geistliche Ritterideal kurze Zeit später in seiner mit einigen Seitenhie-

ben gegen die weltliche Ritterschaft gespickten Schrift Liber ad milites templi de laude novae militiae (Lobrede auf die neue 

Ritterschaft) definierte: Christus 

„schafft auch heute seinem Volk Erlösung und errichtet uns das Horn des Heils im Hause seines Knechtes David. Es han-

delt sich sage ich um ein neues der Welt noch unbekanntes Rittertum das einen zweifachen Kampf zugleich unermüd-

lich kämpft nämlich den gegen Fleisch und Blut und den gegen die bösen Geister des himmlischen Bereiches“ (https://

www.dietempler.net/liber.html). 

Dieser „zweifache Kampf“ bildete letztendlich das Wesen der geistlichen Ritterschaft und sollte sie auf allen ihren Wegen be-

gleiten. Die Ordensregeln wurden von den Päpsten und ihrer Entourage erarbeitet und genehmigt. 

 

Die drei bedeutendsten Orden fühlten sich der irdischen Armut verpflichtet: 

„Ihre Statuten schwelgten geradezu in Begriffen wie Nächstenliebe, Opferbereitschaft und Bedürfnislosigkeit und hiel-

ten die Mitglieder zu einer Lebensführung an, die sich von der brachialen Lebensführung der meisten fränkischen Baro-

ne beispielhaft unterschied. Die geistlichen Milizen bewiesen damit, daß die Kreuzzugsbewegung trotz ihrer zahllosen 

Entartungserscheinungen doch bedeutender moralischer Impulse fähig war“ (Pörtner, S. 331). 

Die Ritterorden „bildeten Zellen der Ordnung und Gesetzlichkeit, der Planung und der rationalen Organisation in einer Gesell-

schaft, deren Zusammenleben in der Hauptsache auf einem aus Tradition und Gewohnheiten gespeisten Verhaltenskodex be-

ruhte.“ (Pörtner, S. 331). Ritter und Brüder entstammten zwar in der Regel aus adligen Familien, fühlten und gerierten sich als 

geistliche Eliten, den Laien vorangestellt. 

 

1199 verlieh Papst Innozenz III. (1198-1216) dem Deutschen Orden die Johanniterregel für die Kleriker. Für die Ritter und Brü-

der, die ihre Aufgabe im Kampf gegen Heiden, die Feinde des Glaubens sahen, bestimmte er die Templerregel. Die Kombinati-
on Krankenpflege und Heilung im Sinne der christlichen Nächstenliebe mit dem Dienst an der Waffe war das unterscheidende 

Merkmal der Deutschordensritter. 

 

Die Oberhäupter der Christenheit, Papst Clemens III. und Heinrich VI. bestätigten auf Antrag die Ordensregeln: Im Jahr 1191 

erhielten „vierzig deutsche Männer den weihenden Ritterschlag und legten das Ordensgelübde ab, das Mönchs- und Rittertum 

vereinigte. Nur Deutsche von adeliger oder wenigstens freier Geburt sollten aufgenommen werden“ (Teutsch, S. 25f). 

 

Fortsetzung auf S. 19 
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Fortsetzung von S. 18 

Zu dieser Zeit hatten, wie erwähnt, die Franken und Lateiner schon wohlorganisierte Ritterorden; dies machte sich die Führung 

des neuen Königreichs unter Balduin II. zu Nutze. Auch der Deutsche Orden wurde – im Heiligen Land herrschte ein akuter 

Mangel an Rittern – schnell als gut organisierte Einheit in die Armee eingebunden. Allerdings muß betont werden, daß die Rit-

terorden als papstunmittelbare Institution zusehends einen Staat im Staate bildeten, (Pörtner, S. 331 und ausführlich: S. 499ff.) 

was zwangsläufig zu Konflikten mit den weltlichen Autoritäten führen mußte. 

 

Entsprechend ihrem Gelübde waren die Ritter von der alleinbeherrschenden Idee beseelt, das Heidentum zu bekämpfen: Dies 

schloß aber die Aufgabe ein, eine straffe Organisation zu gründen und aufzubauen. Letztlich war es dieses Streben nach auto-

nomer Staatlichkeit, die den Deutsche Orden groß und mächtig machte. Entsprechen mußte die Ordensführung zwischen den 

weltlichen und geistlichen Kräften diplomatisch lavieren. Zudem weckten die durch Stiftungen, Dotationen, Schenkungen und 

Rente sehr schnell zu immensen Vermögen gekommenen Ritterorden die Begehrlichkeiten der staatlichen Autoritäten, so füllt 

beispielsweise die Literatur zum Untergang des Templerordens zwischenzeitlich Bibliotheken. 

 

(Bild: Jerusalem in Hartmann Schedels Weltchronik 1493—Wiki) 
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Temeswar in der Revolution 1989. 20. Dezember 1989: Am Wendepunkt 

Teil 13 
 

Vor dem Kreisparteikomitee Temesch skandierte die Menge: »Wo sind unsere Toten?“ Über die Verhandlungen zwischen den 

Vertretern der Bukarester Regierung und den Demonstranten (nach anderen Quellen 13 Personen) ab 14 Uhr berichtet der 39-

jährige Ion Savu: 

„Auf dem Weg zum Sitzungssaal sah ich, daß das Gebäude voller schwerbewaffneter Uniformierter war. Und ich war 

überzeugt: hier kommst du nicht mehr lebend heraus. Die Delegierten des Volkes wußten zum großen Teil nicht, wie sie 

sich verhalten sollten. Mehrere verbeugten sich vor Dăscălescu oder gaben ihm die Hand. Andere weigerten sich, so 

wie ich. Die Regierung merkte, daß wir uns nicht abgesprochen, daß wir keinen Wortführer hatten. [ . . . ] 

Zwischendurch gingen Dăscălescu und der Arbeitervertrete Ion Marcu auf den Balkon hinaus, um zur Menge zu spre-

chen. Sie wurden jedoch erbarmungslos ausgepfiffen. Als Dăscălescu zurückkam, ergriff ich das Wort: »Wer gab den 

Schießbefehl?« »Ich weiß es nicht«, antwortete Dăscălescu, »ich bin erst kurz hier in Temeswar.« »Herr Premiermini-

ster, in Abwesenheit des Staatspräsidenten haben laut Verfassung Sie alle Macht«, sagte ich. »Wenn Sie diese Dinge 

nicht wissen, dann steht Ihnen Ihr Amt nicht zu«“ (Boese, S. 31f.). 

Die Frage nach dem Verbleib der Toten wurde als erster Punkt auf die Forderungsliste, über die schon berichtet wurde, aufge-

setzt. Ad hoc kristallisiert sich ein Forderungsbild heraus: Rücktritt Ceauşescus und der Regierung, freie Wahlen, Pressefreiheit, 

Demokratie, Öffnung der Grenzen, Auflösung der Securitate. 

 

Um 15 Uhr landete Ceauşescu nach seiner Iranreise in Bukarest; kurz darauf gab es eine Telekonferenzschaltung zu den Kreis-

räten, an der auch Vertreter des Innen- und des Verteidigungsministeriums teilnahmen. Der Diktator verlangte unmißverständ-

lich den Einsatz von Waffen gegen die Aufständischen. Nach dem Ende der Schalte gab er laut Protokoll noch eine bemerkens-

werte Anweisung: 

„Genosse Nicolae Ceauşescu: 

Wir müssen im Radio auch darüber berichten, dass Bush gesagt hat, er habe mit Michail Gorbatschow in Malta über 

die Lage in Rumänien gesprochen. Wir sollten dies nach der Meldung über die Intervention in der Republik Panama 

senden. 

Aus Bushs Erklärung, dass er über die Lage in Rumänien gesprochen hat, geht klar hervor, dass Maßnahmen gegen 

Rumänien ergriffen werden müssen. Bush erklärte, dass er dies mit Gorbatschow in Malta besprochen habe, und Gor-

batschow habe zugehört, ohne zu antworten. Tatsächlich war er einverstanden. 

Gorbatschow sagte, er habe keine Antwort gegeben“ (https://revista22.ro/dosar/20-de-ani-de-la-revolu355ie-

ceau351escu-decembrie-1989). 

Die amerikanische Invasion Panamas, mit dem Ziel den Diktator, Manuel Noriega, zu stürzen fand eben an diesem 20. Dezem-

ber 1989 statt. Panama galt nicht nur als Drogendrehscheibe (wie heute Venezuela) sondern auch als Operationsbasis der 

westlich orientierten Contras gegen das sozialistische Nicaragua. Süffisant erinnerte die rumänische Presse vor ein paar Tagen 

an diese Episode: Die 

Operation Venezuela, 

eine exakte Kopie der 

Militäraktion Just Cause, 

als die USA Panama 

überfielen (https://

evz.ro/operatiunea-

venezuela-copie-la-

indigo-dupa-actiunea-

militara-just-cause-

cand-sua-au-invadat-

panama.html). 

 

(Bild: Temeswar: 20. 

Dezember 1989, vor 

dem Kreisparteikomitee) 
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Fortsetzung von S 20 

Ebenfalls am 20. De-

zember 1989 bestell-

te der sowjetische 

Außenminister, Edu-

ard Schewardnadse, 

den rumänischen 

Botschafter in Mos-

kau ins Außenmini-

sterium ein, um sich 

über die Lage im 

Land zu informieren. 

Am 6. Januar 2026 

(sic!) erinnerte die 

rumänische Presse an 

den Besuch Sche-

wardnadses vor 36 

Jahren in Bukarest 

(https://evz.ro/6-

ianuarie-1990-vizita-

lui-eduard-sevarnadze-ministrul-de-externe-al-urss-primele-precizari-privind-rolul-in-evenimentele-din-decembrie-1989.html). 

 

Auch im Januar 2026 erschienen neue Erkenntnisse, diesmal vom Privatsekretär Nicolae Ceauşescus, Constantin Boștină, über 

ein Ultimatum aus Moskau: 

„Das sowjetische Ultimatum: Exklusiver Bericht über die Botschaft, die Gorbatschow am 20. Dezember 1989 an 

Ceaușescu übermittelte: Rücktritt und Rückzug in die UdSSR oder Entmachtung. Einblick aus dem Inneren: Constantin 

Boștină berichtet über die fatalen Managementfehler Ceaușescus und die verpassten wirtschaftlichen Chancen Rumä-

niens in den letzten 30 Jahren“ (https://evz.ro/secretarul-personal-al-lui-ceausescu-rupe-tacerea-lovitura-de-stat-si-

ultimatumul-lui-gorbaciov.html). 

Die auffällig vielen sowjetischen Touristen passen in dieses Schema, auch wenn Gorbatschow in seinen Memoiren eine Inter-

vention in Rumänien nicht erwähnt. Unter diesem Aspekt ist auch die Ansprache Ceauşescus vom Abend des 20. Dezember 

1989 zu sehen: 

„Und noch einmal versucht er, wie er es so oft getan hat, die nationale Komponente, das rumänische Element, gegen-

über den ungarischen und deutschen Einflüssen auszuspielen. Wie ein Leitmotiv zieht sich die Beschuldigung faschisti-

scher und imperialistischer Kreise und Spionagedienste durch die Rede. 

Ausländische Agenten seien angetreten, »Unordnung zu provozieren, um die politische, ökonomische Sicherheit zu de-

stabilisieren, Bedingungen zu schaffen für eine territoriale Zerstückelung Rumäniens, für die Zerstörung der Unabhän-

gigkeit und der Souveränität unseres sozialistischen Vaterlandes«. Und nicht von ungefähr nennt Ceauşescu in diesem 

Zusammenhang ausdrücklich die Rundfunksender in Budapest, die des Pastors Tökés Proteste im Land verbreitet hat-

te“ (Boese, S. 33f.). 

Die Demonstranten auf dem Opernplatz (Bild oben: Quelle Both: Adevarul) setzten nach dem Abzug der Ordnungskräfte den 

Balkon der Oper und installierten hier eine Lautsprecheranlage. Währenddessen gingen die Verhandlungen im Kreisparteikomi-

tee weiter: Die Regierungsvertreter spielten auf Zeit und warteten offensichtlich auf neue Anweisungen aus Bukarest. Entspre-

chend wurde nichts entschieden: 

„Eine kleine Konzession wird dann notgedrungen aber doch gemacht: Die in den ersten Tagen der Unruhen Verhafteten 

werden freigelassen. Als Beleg des guten Willens werden sie vor das Kreistagsgebäude geschafft“ (Boese, S. 33). 

Während einer Verhandlungspause setzten sich allerdings die Vertreter der Regierung und des Kreises ab: 

„»Alle waren plötzlich weg,« sagt Ion Marcu. »Man weiß nicht genau wie, es heißt auch, daß es dort geheime Ausgän-

ge gibt, unterirdische, aber ich kann das nicht sagen. Kurz, man weiß nicht, wie das zuging, aber er [Dăscălescu] war 

verschwunden.« 

Eine Kapitulation? Oder Vorbereitung von noch Schlimmerem?“ (Boese, S. 35). 

Fortsetzung auf S. 22 
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Fortsetzung von S. 

21 

Diese Demonstran-

ten zogen anschlie-

ßend auch auf den 

Opernplatz. 

 

(Blid rechts: Temes-

war: Amateurauf-
nahme vom 20. De-

zember 1989:; die 

Demonstranten ver-

langen die Befreiung 

der Verhafteten; 

https://

www.youtube.com/

watch?
v=03VFUFzGHCM) 

 

 

 Um 19 Uhr hielt der Diktator die bereits erwähnte Fernsehrede: 

 

„Die Ansprache empörte die Temeswarer noch mehr, die festigte auch ihr Solidari-

tätsgefühl. Wut und Siegessicherheit vereinten die Kräfte. Ob Jung oder Alt, Rumä-

nen, Ungarn, Deutsche und Serben – alle reichten sich die Hand zur »Hora uni-

rii« [Vereinigungstanz] und »Erwache, Rumäne!« wurde bis zur Verzweiflung ge-

sungen – es war der Kampfaufruf an alle Bürger des Landes. All diese Tage hin-

durch war dieses Lied aus der Zeit der 48er Revolution auf den Straßen Temeswars 

zu hören. Bis es zur Nationalhymne Rumäniens wurde“ (Podlipny, S. 24f.). 

Alle Zeitungen auch die deutschsprachige Neue Banater Zeitung (NBZ) brachten 

am Folgetag, Donnerstag, dem 21. Dezember 1989, das Präsidialdekret heraus, 

das den Notstand (Siehe Bild links), der bisher zwar seit Tagen herrschte, nun auch 

offiziell ausrief: 

„Art. 1. Der Notstand wird auf dem gesamten Gebiet des Kreises Timiş eingeführt. 

Alle Einheiten der Armee, des Innenministeriums und der patriotischen Garden 
sind in Alarmzustand versetzt“ (Boese, S. 34).  

 

Wie schon mehrfach erwähnt, setzte Ceauşescu eine große, offensichtlich die letz-

te Hoffnung auf die patriotischen Garden der großen Industriebetriebe, die 1968 

nach der sowjetischen Invasion der Tschechoslowakei reaktiviert wurden. Aber 

gerade an diesem gedenkwürdigen 20. Dezember 1989 konnten die Betriebsleiter 

und die Parteifunktionäre, trotz der Schützenhilfe der angereisten Regierungsver-
treter, die Arbeiter nicht mehr in den Fabriken halten. 

 

Literatur 
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HOH(L)SPIEGEL: 

 

„Eine gute Decke von 
Schnee bringt das Win-

terkorn in die Höh.“ 

 

Bauernweisheit 

HK 

Viktor Klein 

 

Geboren am 29. 
Oktober 1909 in 

Warenburg bei 

Saratow 

Verstorben11. 

Oktober 1975 in 

Novosibirsk 

Wie kein ande-
rer rußlanddeut-

scher Autor im 

20. Jahrhundert 

hat Viktor Klein 

eine Vielzahl von 

Feldern geistig 

beackert. Er war 

Germanist, ein 
Vollblutlehrer 

mit einer pädagogischen Praxis von der Allgemeinschule bis 

zur Universität – er trat auch als Verfasser von Lehrbüchern 

und methodischen Anleitungen hervor, Mundartforscher, 

Brauchtumspfleger, Folkloresammler – er veröffentlichte 

zwei Anthologien von Volksliedern, Schön ist die Jugend und 

Unversiegbarer Born – und dazu war er auch noch ein ein-
fühlsamer Förderer junger Talente. Viktor Heinz, Wendelin 

Mangold und Hildegard Wiebe verdanken ihm ihre Einfüh-

rung in die rußanddeutsche Literatur. Seine menschliche 

Großzügigkeit gepaart mit persönlicher Bescheidenheit auch 

in den Zeiten seiner „Prominenz“ als „Stargermanist“ der 

Nowosibirsker Universität trugen ihm die Liebe und Vereh-

rung seiner Studenten ein. Viktor Klein dürfte der einzige 
deutsche Germanist weltweit sein, dem seine Studenten aus 

eigenen Mitteln, aus eigener Initiative, ohne jedweden par-

teiamtlichen Segen, ein Denkmal auf dem Friedhof des Ortes 

seines Wirkens errichteten. 

 

Sein dramatischer Lebensweg, gar nicht so untypisch für sei-

ne Generation, war für ihn eine lebenslange Erfahrung wie 

auch die schwersten Schicksalsschläge mit Hilfe der Literatur 
und Kunst – vor allem dem Gesang – gemildert, wenn nicht 

gar gemeistert werden können. [ . . . ] 

 

In dem lyrischen Poem Jungengespräch findet ein Gespräch 

zwischen den 60-jährigen Dichter Viktor Klein, also im Jahre 

1969, und einem 4-jährigen Wolgadeutschen Jungen in deut-

scher Sprache statt nach all den Jahren der Verbannung und 
dem anschließenden Zwangsaufenthalt in den Deportations-

gebieten von 1941 bis 1963. Viktor Klein erzählt ihm mit 

leuchtenden Augen aus seiner Kindheit in der Wolgadeut-

schen Republik. Dies wird nicht direkt angesprochen, son-

dern umschrieben als eine Kindheit inmitten der Natur, die 

aber für einen wolgadeutschen Autor jener Jahrgänge nur in 

seiner Wolgadeutschen Republik stattfinden konnte, wo er 
seine Muttersprache Deutsch im Alltag gebrauchen dürfte. 

Erfreut stellt Viktor Klein fest, da0 dieser Junge wieder in 

seiner Sprache denkt, was auf eine gerechte Lösung der Pro-

blematik der Wolgadeutschen hoffen läßt.  

Fortsetzung rechts oben 

Fortsetzung von unten links 

Viktor Kleins Credo, Rußlanddeutsche sind trotz aller Schicksals-

schläge nicht unterzukriegen und bewahren für alle Zeiten, auch 
in den schlimmsten, die Heimatliebe tief im Herzen, hat sicher-

lich auch zu seiner bis heute andauernden Beliebtheit bei allen 

seinen Landsleuten beigetragen. 

 

Bild: Historischer Forschungsverein der Deutschen aus Russland. 

Quelle: https://kulturstiftung.org/biographien/klein-viktor-2 

 

Auszug aus: 

 Hartmut Fröschle in seiner Schrift: Die Wolga-Thematik in der 

rußlanddeutschen Literatur der letzten Jahrzehnte: von Victor 

Klein und Dominik Hollmann zu Viktor Heinz (S. 78): 

 

„Der erste rußlanddeutsche Autor, der die verlorene Wolgahei-

mat zum Schauplatz einer längeren nostalgischen Erzählung 

machte (allerdings unter sorgfältiger Vermeidung aktueller oder 

anstößiger Ereignisse), war Victor Klein mit seinem 1971 in Mos-

kau erschienenen Prosawerk Die erkämpfte Scholle. Er galt da-

mals für viele Zeitgenossen als der bedeutendste rußlanddeut-

sche Autor. Im Jahr 2000 erschien in Slawgorod ein von Nina 

Paulsen herausgegebener Sammelband über ihn mit dem Titel 

Meine Muse blickt mit offenen Augen ins Leben…Zeitgenossen 

über Victor Klein. Leben und Werk. Darin ist auch Kleins (sehr 

lückenhafter) autobiographischer Aufsatz enthalten: „Von mir 

und meinen schriftstellerischen Bemühungen“. Er wurde am 

29.10.1909 geboren im „großen und schönen Dorfe Waren-

burg“ (heute Priwolnoje), das etwa 80 km südlich von Saratow 

auf der Wiesenseite des deutschen Siedlungsgebiets liegt und 

damals ca. 9000 Einwohner zählte, und verlebte dort seine 

Kindheit und frühe Jugend. Die überwiegende Mehrheit der 

Dorfbevölkerung waren Bauern; seine frühesten, ihn ein Leben 

lang prägenden Erinnerungen gingen auf diese Landbevölkerung 

und die bäuerlichen Arbeiten zurück. Als Kind zog ich mit hinaus 

aufs Feld, hütete Kühe und Schafe oder ritt im Sommer mit mei-

nen Kameraden auf die Nachtweide, wo am Flackerfeuer gruse-

lige Geschichten – eigentlich Dichtung und Wahrheit – erzählt“. 


